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rung, die ja dann Waffengeschäften
zustimmen mußte, großzügig über­
gangen. Und schließlich ist, einem
Bericht der österreichischen Botschaft

Irak und die Moslems auf den Philippi­
nen mit österreichischer Munition um­
gelegt. Neutralitätsrechtliche Beden­
ken (etwa bezüglich Israel) oder die
UNO-Beschlüsse über den Waffenboy­
kott Südafrikas wurden von der Regie-

Österreichs Stellung im imperialisti­

schen Weltsystem entspricht seiner
Größe: klein, aber doch. Seine Rü­
stungsindustrie beliefert Israel, Süd­
afrika und die libanesischen Faschisten.
Die engen Verbindungen zwischen
Politik und Geschäft in dieser Branche
könnten von der Linken erfunden wor­
den sein, wären sie nicht Realität.
Verteidigungsminister Lütgendorf
könnten sie zum Verhängnis werden,
obwohl er für die notleidende Waffen­
industrie wirklich viel geleistet hat.

Österreichs Rüstungsproduktion um­
faßt neben Steyr-Daimler-Puch, wo
rund 2000 Beschäftigte direkt oder in­
direkt vom Militärgeschäft abhängen,
noch drei kleinere Betriebe: die Hir­
tenberger Patronenfabrik, die steiri­
sche Firma Assmann und VOERE in
Kufstein. Steyr- Direktor Malzacher
betonte gegenüber dem "Kurier ", daß
die Gewinne weniger im Lkw- und
Traktorengeschäft zu holen seien,
sondern vor allem in der Waffen-
und Panzerproduktion. Diese geht ­
bei allen vier Betrieben - vor allem
in den Export. Schon zu Junta-Zeiten
lieferten die (mehrheitlich der ver­
staatlichten Creditanstalt - Bankverein
gehörenden) steyr-Werke Maschinen­
pistolen nach Griechenland, jetzt
wird die saudiarabische Polizei damit
ausgerüstet. VOERE lieferte seine
MPs nach Israel, Hirtenberg 10 Millie­
nen Patronen nach Südafrika. Neben
den SChwarzen Süd afrikas werden
auch die aufständischen Kurden im
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zuläßt. Er läßt sein Geld für ihn "ar­
beiten", ob es nun bei der Kanalräu­
mung, in Bordellen oder im Waffen­
geschäft investiert ist. Vorstrafen we­
gen Devisenvergehen und Untersuchun­
gen wegen Veruntreuung und Betrug
fallen da als Berufsrisiko ebenso an
wie Firmen in Liechtenstein, drei
Jagdhäuser, Firmenmercedes und
stets gut überstandene Konkurse (ob
die Beschäftigten in Weichselbaumers
Betrieben die Konkurse ebensogut
überstanden, ist nicht bekannt). Wenn
so ein Mann auch noch gut Freund
mit dem Verteidigungsminister ist,
steht einer erfolgreichen Geschäfts­
abwicklung nichts im Wege. Lütgen­
dorf strich Weichselbaumers Name
aus der schwarzen Liste "dubioser
Waffenhändler" des Ministeriums,
beschaffte ihm einen Dienstpaß (und
ließ den dazugehörigen Akt verschwin­
den - eine Untersuchungskommission
fand nur noch einen leeren Akten­
deckel) und nahm ihn als offiziellen
Delegationsteilnehmer zu seinem
Staatsbesuch nach Syrien mit. Unter
derart guten Freunde war es auch
selbstverständlich, daß Lütgendorf
Weichselbaumers Waffentransporte
durch den Zoll helfen wollte, indem
das Heeresbeschaffungsamt als Absen­
der Deckung bot (daß es beim Auf­
füllen der Frachtpapiere dann zu ei­
nem Irrtum kam, hat die ganze

Affäre auffliegen lassen).

Aber nicht nur auf der Verkaufsseite
hatte Lütgendorf gute Kontakte zu

Waffenhändlern und -schiebern,

sondern auch, was den Einkauf von

Waffen betrifft. Während erstere offi­
ziell mit dem Argument gerechtfer­
tigt werden, das neutrale ÖSterreich
brauche eben eine Waffenproduktion,
und diese brauche Aufträge (wogegen
halt bloß spricht, daß die Riistungs­
betriebe vor allem für den Export
produzieren), riechen die zweiteren
nur noch nach Korruption: So wie
Weichselbaumer als Taufpate für
Lü's jüngsten Sohn vorgesehen war,
fungierte der Vertreter der Schweizer
Oerlikon- Werke in ÖSterreich, Schön,
als Firmpate für seinen älteren. Der
Ankauf von der Fliegerabwehrkanone
Skyguard und der Flugzeuge vom Typ
Pilatus (beides Oerlikon- Produkte)
wurde übrigens von Lütgendorf gegen
den Widerstand des Generalstabs

Alois Weichselbaumer ist der Prototyp
des erfolgreichen Geschäftsmannes,
den unsere kapitalistische Gesellschaft

in Damaskus zufolge, die umstrittene
Waffenlieferung nach Syrien bei der
libanesischen Falange gelandet, die
die Waffen gegen die PLO eingesetzt
hat.

Da die Aufträge für die Rüstungspro­
duktion zum großen Teilen von aus­
ländischen offiziellen stellen kom­
men' verquicken sich Aussenpolitik
und Waffengeschäfte - und das schon

seit langer Zeit. Scho n ÖVP - Verte i­
digungsminister Prader betrieb solch
"militärische Exportförderung ", wie
die offizielle Bezeichnung lautet;
Bundeskanzler Kreisky vennittelte der
Hirtenberger höchstpersönlich einen
Auftrag aus Schweden; der österreichi ­
sehe Kommandant der ON -Truppen
auf den Golan-Höhen, Generalmajor
Philipp, managte die syrischen Rii­
stungskäufe in Österreich (was bei den
zur Neutralität verpflichteten UNO­
truppen nicht besonders geschätzt
wurde) und das umstrittene Syrien­
geschäft wurde zwischen dem syri­
schen Verteidigungsminister und dem
Waffenhändler Weichselbaumer bei
einem Jagdausflug unter Mithilfe
Lütgendorfs abgeschlossen.
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Österreichs Rüstungsindustrie ...

Lütgendorfs Freunde
und Einnahmen

Aus der "Kronenzeitungs"-Serie über die Jagd:
"Lade ich einen begeisterten Schießer, von
dem ich etwas haben will oder brauche, auf
einen Hirsch ein, für den er nach dem gegen­
wärtigen Marktwert sagen wir 80.000 SChilling
zahlen müßte, und er knallt ihn ab, so hat er
den Gegenwert von 80.000 Schilling erhalten. "
Lütgendorf war in den letzten Jahren etwa
dreißigmal zum "SChieBen" bei Weichselbau­
mer ...

Karl Marx *

weil wir Widersprüche auf­
decken, Erfahrungen ins
Bewußtse in rufen, Proble­
me verallgemeinern, die
die Überlebtheit, ja Le­
bensgefährlichkeit des Ka­
pitalismus offenlegen ­
bei uns in Österreich und
in der Welt. Links, weil
wir die Sackgassen in der
Entwicklung der sogenann­
ten sozialistischen Länder
auch als solche kennzeich­
nen.

links,

Man muß den wirklichen Druck noch
drückender machen, indem man ihm
das Bewußtsein des Drucks hinzufügt,
..• man muß diese versteinerten Ver­
hältni~e dadurch zum Tanzen brin­
gen, daß man ihnen ihre eigene
Melodie vorsingt!

offensiv links - solidarisch mit
allen Kämpfen gegen Aus­
beutung und Unterdrückung.
solidarisch mit allen Be­

wegungen für den Sozialis­
mus.

offensiv, weil Verhältnisse, die
drücken, sich nicht von
seI bst ändern.
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durchgesetzt; außerdem konstatierte
"profil", das der Finanzsituation des
völlig verschuldeten Ministers nach­
spürte, zur Zeit des Abschlusses mit
Oerlikon einen merklichen Rückgang
seiner Schuldenlast... Ähnlich bri­
sant dürften auch des Generals Kon­
takte mit der Hirtenberger Waffen­
fabrik sein, mit dessen Eigentümer
Mandl er seit Jahren befreundet ist.
Lütgendorfs Grundstück, so deutete
die "Wochenpresse " an, sei in dem­
selben Maß gewachsen wie die Aufträ­
ge des Bundesheeres an die Hirten­
berger. Der Leiter des Heeresbeschaf­
fungsamtes, Tomschitz, der eher
Waffenkäufe bei der französischen
Firma Sofma befürwortete, wurde
nach einer Anzeige des Hirtenberger­
Chefs wegen Begünstigung der Sofma
von Lütgendorf zwangspensioniert.
Daß eine Ministertochter auf dem
korsischen Gut des ehemaligen OAS­
Faschisten und jetzigem Waffenhänd­
lers Demichel urlaubte, rundet das
Bild ab.

Kreiskys
"Fachminister "

Wenn SPÖ-Politiker von ÖVP und
bürgerlicher Presse angegriffen wer­
den, ob zu Recht oder nicht, dann

Lütgendorf wörtlich

"Gerade in der gegenwärtigen so hektisc~en

zeit, die vom Materialismus und von Wirren
Gedanken über eine Änderung unserer Gesell­
schaftsordnung erfüllt ist. kommt es darauf
an, daß jene unverdorbenen Kräfte im Volke,
zu denen wir Erwachsenen im Kameradschafts
bund zlhlen, die die Heimat nach 1945 wie­
der aufbauten, kühlen Kopf bewahren. Wir
dürfen nicht tatenlos zusehen, wie einige.
meist verblendete und von Anarchisten im
Ausland gesteuerte junge Heißsporne versuche
wollen. den irlneren Frieden in unserem gott­
gesegneten, wirtschaftlich blühenden Land zu
stören"

Vor dem Kameradschaftsbund,
20. Mai 1971

blockt stets die gesamte Partei die
Angriffe ab. Die Wiener SPÖ-Mitglie­
der schluckten ihren Unmut über die
Wiener Kommunalpolitik herunter,
als sie Benya mit den Worten "Sie
peitschen uns, weil sie uns hassen"
hinter den Rathauspolitikern vergatter ­
te. Dieser Mechanismus lief im Fall
Lütgendorfs nicht. Die SPÖ- Zeitungen
beteiligten sich führend an den diver­
sen Enthüllungen über Lütgendorfs
Kontakte zu Weichselbaumer, und
den SPÖ-Mitgliedern ist der adelige
General, den Kreisky im Alleingang
zum Fachminister gemacht hat, um
die Bundesheerreform gemeinsam mit
den Offizieren durchführen zu können,
stets zuwider gewesen. Und schließ­
licht rückte auch der Bundeskanzler
von ihm ab. Daß ihn Lütgendorf vor
den Fernsehkameras belogen hat, daß
er Weichselbaumer noch zu einem
Zeitpunkt bestritt, als in den Zeitun­
gen schon dessen hymnische Gäste­
bucheintragung zu lesen waren ("Der
Nebel konnte nicht hindern mich,
denn der Gamsbock fiel im Schuß am
Stich. Ein kräftiges Weidmannsdank!
Cary "), das kann ihm jetzt das Ge-
nick brechen. Denn Österreichs Bo ur­
geoisie nützte, ihren eigenen ökono­
mischen Interessen zuwiderlaufen,
diese Unwahrheiten aus, um einen
politischen Erfolg über Kreisky ver­
buchen zu können. Aber "allzu rück­
sichtslose Enthüllungen, die Licht in
gewisse Finanzpraktiken und Vermö­
gensverhältnisse bringen könnten",

"Er, (der Präsident Südkoreas, Anm.d.Red.)
gilt als der starke Mann im Land und ... ver­
stand es, zielbewußt die Streitkräfte in er­
staunlich kurzer Zeit zu einem politischen
Machtinstrument zu organisieren... Besonders
(akklamiert wurden) natürlich die blumenge­
schmückten Truppenteile der in Vietnam
kämpfenden Verbände. Präzision zu Fuß, am
Fahrzeug und in der Luft, gut trainierte Kör­
per, harte Gesichter, aus deren Augen Ent­
schlossenheit, Selbstbewußtsein, Siegeswille,
vielleicht auch gepaart mit Erbarmungsloig­
keit, strahlen. Der militärische Fachmann
gibt dieser Armee das Prädikat 'sehr gut' ".

In: "Truppendienst " 1/1967, S.18

~
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so konnte man in der "Presse" vom
2.2.1977 lesen, seien auch der ÖVP
zuwider.

Lütgendorf ist zweifellos der verhaßte­
ste Politiker Österreichs, und das mit
allem Grund. In seiner ersten Presse­
konferenz als Minister einer SPÖ­
Regierung lobte er die Ordnungsfunk­
tionen des Bundesheeres in der Ersten
Republik, gegen eine Rede vor dem
Kameradschaftsbund 1971 (siehe
Kasten "Lütgendorf wörtlich ") erho b
sich breitester Protest, mit der Wehr­
gesetznovelle und der geplanten Wehr­
dienstzeitverlängerung (siehe "offen­
siv links", Juni 1976) brachte er die
Jugend des Landes gegen sich auf.
Indem die ÖVP den Mißtrauensantrag
auch gegen Kreisky ausdehnte und so
verhinderte, daß auch einige SPÖ­
Abgeordnete gegen Lü stimmten, hat
sie ihn vorläufig bis 31. März einbe­
toniert .

Über das Jahr 1934:

"Innerpolitische blutige Ereignisse erforderten
den Einsatz des Bundesheeres zur Aufrechter­
haltung der Ordnung im Inneren. Hervorzuhe­
ben ist dabei, daß alle Offiziere, gleichgülti
welcher Parteirichtung sie angehörten, dem
gesetzlichen Auftrag nachkamen und befehls­
getreu ihre Pflicht erfüllten".

"Truppendienst" 2/1965, S.211

"Der neuzeitliche Offizier hat daher einen ge
schulten Blick für alle Aspekte des modemen
Krieger zu haben und muß in der öffentlichen
Diskussion der Anwalt des Kräftepotentials
und der totalen Kriegsführung sein".

ebenda
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Seit neuestern wird in Wien auf dem
Gesundheitssektor gespart. So wird das
Karolinen-Kinderspital aus "betriebs­
internen Rationalisierungsmaßnahmen "
gesperrt, so soll laut Gesundheits­
ministerin Leodolter das pflegepersonal
in Hinkunft besser "ausgelastet" wer­
den. Da stürzte kürzlich im Rudolfi­
nerspital eine Wand ein; zwei Bau­
arbeiter wurden getötet; die Patien­
ten' auf deren Betten die Wand fiel,
waren zufällig nicht im Raum. Da
verbrannte wegen mangelnder Sicher­
heitsvorkehrungen ein Arbeiter bei der
wartung der Ölheizung des Mautner­
Kinderspitals; die Gemeinde zahlt der
Witwe keine Rente - der Unfall sei
"selbst verschuldet" gewesen.
Seltsam nimmt sich diese Sparwut vor
dem Hintergrund des Neubaus des
allgemeinen Krankenhause s (AKH)
aus. Denn wenn es um die skanda­
löse Mißwirtschaft beim Bau dieses
Monsterprojektes geht, ist Gratz da­
von überzeugt, "bei der Gesundheit
unserer Mitbürger nicht sparen zu
dürfen. "
Gespart wurde bei der "Planung" und
beim Bau des AKH beileibe nicht.
Die Zahlen sind beeindruckend:
- 1963, dem Geburtsj ahr des neuen

AKH sollte die Bauzeit zehn Jahre
betragen; inzwischen rechnet man
bereits mit 25 Jahren.
- 1971 wurden die Baukosten mit

4 Milliarden Schilling veranschlagt;
- 1975 schätzte sie Gratz auf

18 Milliarden;
- 1976 spricht man bereits von

40 Milliarden (18 Milliarden plus

Zinsendienst und Wertverminderung);
- auf dieser Preisbasis wird ein Spi­

talsbett auf 7 Millionen Schilling
kommen. (München: 3,9 Millionen
AS, Medizinische Fakultät Aachen:
4,5 Mio. AS);
- durch die lange Bauzeit bedingt

beträgt der jährliche Inflationsver-

lust beim Neubau des AKH 800 Mio AS.

- bis 1985 werden die jährlichen be-
trie bskosten bei 20 -25'10 der reinen
Baukosten liegen, d. h. bei etwa
3,5 Milliarden öS (international
üblich: 10 -15'10);

- 1700 stationäre und bis zu 7000
ambulante Patienten sollen behan­
delt werden;
- die ursprünglich geplante Bettenan­

zahl betrug 2730 (inzwischen auf
2100 reduziert).
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Im September 1976, also rund 10 Jahre
nach Baubeginn, unternahm eine
Studiengesellschaft der "Planungs-
und Errichtungsgesellschaft " eine Rei­
se in das Land der Superlative, das
Resultat: man konnte in den USA
"kein Krankenhaus finden, dessen
Dimensionen auch nur annähernd jene
des AKH erreichen".
Der Bau eines solchen Monsterkranken ­
hauses für eine Eineinhalbmillionen­
Stadt steht im Einklang mit der einer­
seits selbstherrlich -verschwenderischen,
andererseits knausrig-kleinkarierten
Planungs- undBaupolitik der Ge­
meinde Wien. Eine selbstverwaltete
Arena und ein experimentierfreudi-
ges Kinderspital dürfen nicht sein,
dafür beschert die Gemeinde den
Wienern eine maßlos überdimensionier­
te UNO-City, eine Donauinsel, die
niemand will, eine U-Bahn, die kaum
eine Verbesserung der Verkehrssitua­
tion bringen wird.

Zähne
zusammenbeissen

Der Neubau des AKH stellt allerdings
Bauring-Skandal, Reichsbrückenein­
sturz und Donauinsel in den SChatten.
Lange vor seiner Fertigste llung ist das
AKH Bürgermeister Gratz bereits ein
Klotz am Bein. Er gibt "allen recht,
die Sagen, daß es falsch war, ein
Zentralspital zu bauen. Viel schöner
wäre ein Pavillon -Spital gewesen.
Jeder Krankenhausfachmann aus dem
Ausland bewundert von der Anlage her
Lainz. Ich habe mir mit Gesundheits­
stadtrat Prof. Stacher gemeinsam die
Frage gestellt, ob es nicht sinnvoll
wäre, eine grundsätzliche Konstruk-

tionsänderung durchzuführen und statt
zwei nur einen Bettenturm zu bauen.

Wir haben aber erkannt, daß das aus
technischen Gründen nicht mehr geht,
und daß uns nichts übrigbleibt, als die
Zähne zusammenzubeißen und mög­
lichst rasch weiterzubauen. " (Profil,
11. 5.76) Seit der ersten Konzeption
des AKH Ende der 50er Jahre ist man
international von Zentralspitälern abge­
kommen. Abgesehen davon, daß in der
durehrat ionalisierten Massenabfert igung
in den riesigen Bettensilos jede indivi­
duelle Betreuung ausgeschlossen ist,

kommt es in solchen Größenordnungen
zu eigengesetzlichen Kostensteigerungen,
die die Kostenvorteile der Zentralisierung
bei weitem wettmachen. Auch Gesund­
heitsstadtrat Stacher spricht sich heute
gegen das Zentralbausystem des AKH
aus. Pavillons, die stufenweise in Be­
trieb genommen werden können, wären
ihm lieber. Auch den Standort hätte er
heute eher am Stadtrand gewählt. Nur
Leodolter beharrt weiterhin darauf, daß
die Einschätzung der Konzeption des
AKH "Ansichtssache" sei.

Unzukömmlichkeiten

Nachdem die Bauarbeiten am AKH, an
denen 27 Magistratsabteilungen beteiligt
waren, durch die übermäßig hohe Zahl
an "Verantwortlichen" (Spitzenaussch uß,
Bauausschuß, 60 Mitverantwortliche)
in eine hoffnungslose Sackgasse geraten
waren, kam es im September 1975 zur
Gründung der Allgemeine Krankenhaus
Planungs- und Errichtungsgesellschaft
(AKPE) durch Gemeinde Wien und Bund.
Finanzstadtrat Mayr: "Ich kann zahlen­
mäßig die Verluste nicht angeben, die
durch verschiedene Unzukömmlichkeiten
entstanden sind, aber ich glaube nicht,
daß wir noch irgendwelche Verantwortli­
chen finden werden, denn gerade daran
ist es ja gescheitert, daß es keine Verant­
wortlichen gegeben hat. "(AZ, 12.5.76)

Die dreiköpfige Geschäftsführung Winter­
Parzer- Schwaiger des AKPE setzte eine
deutsch-schweitzer Expertenkommission
zur Begutachtung des Neubaus des AKH
ein. Während des Untersuchungszeit­
raums Okt. 75-Feb. 76 stieß das Team
auf ganz unglaubliche Verhältnisse.
So gab es für den Neubau des AKH bis zur
Begutachtungsperiode :

- keine Kostenplanung

- keine Kostenvoranschläge
- keine Kostenkontrolle
- bis 1975 keine Terminplanung

- keine Koordination

Gratz über die jährlichen Betriebs­
kosten: "Eine seriöse Kalkulation der
Kosten gibt es nicht. "(Profil,11.5. 76)
Das Rechnungswesen wird mit dem
Buchhaltungssystem, das Maria There­
sia für die staatsverwaltung eingeführt
hat (Kameralistik) abgewickelt. Eine
Erfassung der tatsächlichen Kosten und
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Kein Licht­
dafür Staub

besteht ein Überangebot an Geräten - bereits verlegte Fliesen mußten wieder I
und Einrichtungen, andererseits herausgerissen werden, weil die Farbe I

können manche Abteilungen wegen dem zuständigen Herrn Professor nicht I
mangelnder Geräte oder Zusatzge - paßte;

räte nicht in Betrieb genommen werden. - Als die Kinderklinik und die Psychiatrie
AKH-Hochbauchef Josef Parzer war bereits zwei Jahre lang in Betrieb waren,
29 Jahre lang im Siemens- Planungsbüro erfuhr die öffentlichkeit, daß die Bau-

beschäftigt! ! ! ten noch keine Benützungsbewilligung
Der Monopolstellung der Firma Siemens erhalten hatten. Eine Baugenehmigung
steht eine chaotische Vergabe anderer gab es aus dem Jahre 1966, doch die

Arbeiten gegenüber. Anstatt die Ar- während der Bauzeit durchgeführten
beit für die Decken und Wände ge - Abänderungen waren baupolizei! ich
sammelt zu vergeben, wurde die öffent- nie bewilligt worden. Für Teile der
liehe Ausschreibung zunächst nur für Anlage, wie etwa für die Dekontami-

Decken im Ausmaß von 170,000 Qua - nierungsanlage( Anlage zur Aufbew ahrung
dratmetern durchgeführt. Ein Pla- radioaktiven Materials) fehlten die Bau-
ner: "Es könnte sein, daß die Decken und bescheide. Außerdem fehlte eine
Wände an Ort und Stelle gar nicht zu- Brandrneideanlage, eine Rauchgas-
sammenpassen und wir dann eine meldeanlage , die Zwischenwände waren
neue Konstruktion finden müssen. " nicht aus feuerdämmendem Material
(Kronen Zeitung, 1.3.76) hergestellt, einzelne brandgefährdete
Abgesehen davon, daß man nach Räume waren durch Holztüren verschlos-
Vollendung von 11 Geschossen sen, es gab auch kein Feuerlöschgeräte ,
draufkam daß es doch besser gewe- die Brandschutzklappen der Klimaanlage
sen wäre, die Geschosse 3,50 m an- funktionierten nicht, die Zufahrt der
statt nur 3,30 m hoch zu bauen. Feuerwehr war durch parkende Autos

blockiert .
- im Mai 1976 waren in den fertigge­
stellten Trakten bereits Reparaturkosten
von 100 Millionen Schilling angelaufen.
Kein Wunder, daß sich das Management
gegen weitere Planungsfehler auf 11
Jahre versichern lassen wollte. Kein
Wunder, daß die Wiener städtische
auf dieses Geschäft nicht einging.

Die Liste weiterer Fehlplanungen läßt
sich, fast scheint es, unbegrenzt fort­
setzen:

- 950/0 der Funktionsräume im Kern der
Anlage sind fensterlos. Damit die
im Labor- und Operationstrakt arbeiten
den Angestellten wenigstens einige
Sonnenstrahlen zu Gesicht bekommen,
mußten nachträglich Lichtschächte
gebrochen werden (AZ: "kosmetische
Eingriffe "). Dafür gibt es aber Rönt­
genräume mit großen Panoramafenstern;
- es gibt Untersuchungsräume ohne
Lüftung;

- dort, wo es Lüftung gibt, ist die An­

lage defekt - der Staub aus demIn­
stallationsschacht wird auf den Flur
geblasen; Vor Bestellung der luft - und
klimatechnischen Geräte wurde keine
Wirt schaftlichkeitsrechnung angest ellt;
- in den Krankenzimmern gibt es zwar
eine Fernsehüberwachungsanlage, doch
keine dazugehörige Blaulichtanlage, die
eine solche Überwachung auch während
der Nacht ermöglichte.
- durch die 90 cm breiten Türen konn­
die 1,20 m breiten Betten nicht durch­
gebracht werden;

Aufwendungen des AKH ist kaum mög­
lich. Es wird ohne jeglichen Einsatz von
maschinellen Hilfsmitteln gearbeitet.
Eine Umstellung auf EDV ist mit die­
sem System nicht möglich. Voraus­
setzung für eine solche Umstellung
wäre eine ge:laue Formulierung der
Bedürfnisse und ein verbindliches
Betriebskonzept; gerade diese Grund­

lagen fehlten aber bis zum Zeitpunkt
der Erstellung des Gutachtens.

Monopolist Siemens

Für die Planung der medizintechni­
schen Einrichtungen der Gesamtan­
lage ohne Röntgen und Elektromedizin
waren seit 1964 die Firmen Odelga
Gmbh. und Techno-Medica beauf­
tragt. Im März 74 lösten die Firmen
den Vertrag einvernehmlich und für
die Projektierung und Detailplanung
der Röntgen - und elektromedizini­
schen Ausstattung wurde die Fa.
Siemens beauftragt. Der von den

Firmen Odelga und Techno-Medica

bearbeitete Bereich der Medizintech­

nik wurde seit deren Ausscheiden nicht
weiter bearbeitet.
Die Firma Siemens führte nicht nur
die Planung der technischen Einrichtung
durch, sondern beliefert das neue AKH
auch mit ihren Geräten. Mit dem
Effekt, daß zum Zeitpunkt des Gut­
achtens im Abstell- und Geräteraum
der Psychiatrie etwa Geräte der Meß­
und Überwachungstechnik lagerten,
die nicht einmal ausgepackt waren

Durch die mangelnde Koordination und
die überaus lange Bauzeit kam es
immer wieder zu Neu- und Umpla­
nungen, die vielfach nicht in das
Gesamtkonzept integriert wurden.
Manchmal gab die Bauleitung noch

nicht vollständig mit allen Beteiligten
abgesprochene Pläne frei, um den
Bauablauf nicht zu verzögern. Durch
diverse Umplanungen entstanden
Flächen, deren Nutzung bis heute
nicht bestimmt ist. Ein Vergleich des
AKH mit Universitätskliniken mit
ähnlichen Strukturen und Größenordnun ­
gen zeigt einen erheblich über dem
Durchschnitt liegenden Gesamtflächen­
aufwand gegenüber der Nutzfläche:
520/0 Nutzfläche, 380/0 Verkehrsfläche .

offensiv links 5



IG es undheit swesen:

IDenkanstösse zur
Einsohätzung

Der Begriff "Gesundheitswesen" kann
in einem engen Sinn verstanden wer­
den. Dann meint man damit im we­

sentlichen jene Stellen, an die sich
einer, der sich subjektiv krank fühlt
hinwendet oder hinverwiesen wird.
Das ist das Netz aus allgemeinen Ärz­
ten und Fachärzten, Spitälern und
Ambulatorien, Apotheken und Heil­
anstalten, das ein Land mehr oder
weniger dicht, in Städten gehäufter
als am Land, in angenehmer Umwelt
besser als in unbequemer, überzieht.

In einem umfassenderen Ansatz wird
man unter einem "Gesundheitswesen"
mehr verstehen. Man wird die histo­
rische Entwicklung der erkennbaren
Strukturen in den Analyse miteinbe­
ziehen. Man wird die politischen
und ökonomischen Rahmenbedingun­
gen festzulegen versuchen. Und man
wird, in einer Einschätzung des Ge­
samtsystems, die beteiligten Gruppen
und deren Macht und Einfluß definie­
ren. Wenn man zum Beispiel derzeit
eine Analyse des italienischen Ge­
sundheitswesens machen will, wird
man die bedeutenden Veränderungen
im Bewußtsein der italienischen Ar­
beiterklasse, die sich in ganz konkre­
ten Ergebnissen in den Betrieben
niedergeschlagen haben, beachten
müssen. Die Eigentumsformen in Ge­
sundheitsbereich, die Einflüsse von
Machtgruppen und Monopolen, das
Bewußtsein der Gesundheitsarbeiter
(Ärzte, Apotheker, paramedizini­
sches Personal. .. ) sind zu erforschen.
So stellt sich dann das "Gesundheits­
wesen" als ein System administrati ­
ver, sozialer und ökonomischer Struk­
turen dar, deren Zusammenwirken
auf eine ganz eigentümliche und ab­
leitbare Art die Gesundheit der Be­
völkerung sichert. Das konkrete In­
strumentarium' daß diesem Zweck
dient und wie es im ersten Absatz be­
schrieben wurde, bezeichne ich als
"Gesundheitssicherungssystem ", wäh­
rend als "Gesundheitswesen" nunmehr
das Gesamtsystem zu sehen ist.

Als wesentliche strukturen des öster­
reichischen Gesundheitswesens kann
man anführen:
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- Die Finanzierung des Gesundheits­
sicherungssystems erfolgt zu 45 0/0
aus der Sozialversicherung, zu
20 %von den privaten Haushalten,
zu 5 %aus privaten Krankenver­
sicherungen und zu 30 %von Län­
dern und Gemeinden.

- Die Ärzteschaft, die medizinisch­
technischen Industrien, die phar­
mazeutische Industrie und die
privaten Krankenversicherungen
stellen Monopole bzw. Oligopole
dar, die privatwirtschaftliche In­
teressen vertreten.

- Eine Einführung privatwirtschaft­
licher strukturen ins Gesundheits­
sicherungssystem geht immer
Hand in Hand mit einer qualita­
tiven Veränderung des Gesund­
heitssicherungssystems : Spitzen­
versorgung statt Breitenversor­
gung, Untergrabung des bisheri­
gen Standards der öffentlich und
sozialversicherungsmäßig finan­
zierten Bereiche des Gesundheits­
wesens.

- Es ist in Österreich gelungen, das
Gesundheitswesen in den Augen
der Öffentlichkeit weitgehend zu
entpolitisieren. Obwohl das In­
teresse aller Bevölkerungsschich ­
ten an besserer gesundheitlicher
Versorgung besteht, haben die
Arbeiter und Angestellten ein ge­
sundheitspolitisch unterentwickel­
tes Bewußtsein.

- Das Unverständnis breiter Bevölke­
rungsschichten für Zusammen­
hänge zwischen eigener Lage, po­
litischen Strukturen und Gesund­
heit folgt:

1. Aus einer entpolitisierenden Po­
litik der Gewerkschaften; gera­
de im Bereich der eigenen Ge­
sundheit hätten die Arbeiter und
Angestellten Möglichkeiten, am
Arbeitsplatz Forderungen aufzu­
stellen und durchzusetzen. Die­
se Interessen zu wecken, Anlei­
tungen zu geben, Beispiele zu
zeigen (immer wieder: Italien)
wäre eine gewerkschaftliche

Pflicht ersten Ranges. Darüber
hinaus erscheint dieser Ansatz­
punkt zur Politisierung der Betrie­
be als einer der am leichtesten
realisierbare n.

2. Aus der Rolle der Ärzte und der
Mythisierung der Medizin: Die
Ärzte verschleiern ihre Geld­
und Machtansprüche hinter dem
weißen Mäntelchen des standes­
ethos.

Die Medizin verschleiert ihre Ab­
hängigkeit von politischen und
ökonomischen Strukturen hinter
dem neutralisierenden Anspruch
einer reinen Naturwissenschaft.

So wird der Bev ölkerung vorge­
spielt, daß vom Sendungsbewußt­
sein getriebene Mediziner die
allein wahren Ergüsse einer reinen
Heillehre streng und gerecht und
gut entlohnt auf jeden, der nach
Heilung schreit (und auf manche,
die gar nicht geheilt werden wol­
len) gleich anwenden.

"Liebling, Ich sehe gerade, du kannst
dir einen neuen Wagen kaufenI"



Rechtsradikale:

Biedermänner als
Bombenleger

Das ganze gab 's schon einmal: Als der "schüchterne", "etwas verklemmte",
aber "unwahrscheinlich hilfsbereite" (Aussagen von Bekannten) Ernst Dostal
im Juni 1973 erst einen Waffenbruder neben der Südautobahn in die Luft
sprengte und dann nach mehrtägiger Jagd in einer Ö3 -Sondersendung in
Reichweite der Rundfunk-Mikrofone von der Polizei exekutiert wurde (Re­
porter: "Gleich wird ihn der tödliche Schuß treffen "), waren seine Kontakte
zu rechtsextremen Kreisen offensichtlich. Die "Kronen-Zeitung" sprach von
einem "militanten Geheimbund, der Schieß- und Sprengstoffübungen sowie
nächtliche Karatekämpfe veranstaltete ". Man munkelte auch von internatio­
nalen Verbindungen. Doch schon nach wenigen Tagen ließ die staatspoli­
zei diese Spur einschlafen. Dostals Gruppe, so hieß es offiziell, wollte nur
einige Ind ustrielle entführen. Beim Hitler- Verehrer Hans Georg Wagner.
der sich Ende Jänner 1977 in Wien unabsichtlich selber in die Luft gesprengt
hatte, gingen Schießkumpanen ein und aus. Aber die Staatspolizei wird
auch ihn zum Einzelgänger machen.

Nach dieser unvollständigen, ergän­
zungsbedürftigen Liste wesentlicher
Strukturen des Gesundheitswesens
stellt sich nun die Frage nach seiner
Einschätzung.

Sieht man das Gesundheitswesen als
einen Repressionsapparat , der
im Dienst des Kapitals lediglich dazu
dient, im Arbeitsprozeß kaputtgewor­
dene Individuen so schnell als mög­
lich wieder zusammenzuflicken, so
gibt es nur eine Lösung: diesen Appa­
rat zu zerschlagen.

Sieht man das Gesundheitswesen als
sozialstaatliche Entwick-
lu n g, die einer entpolitisierten und
entfremdeten Bevölkerung Mittel bie­
tet, ihr individualisiertes, vereinsam ­
tes und sinnentleertes Leben täglich
zu verlängern, dann ist es an der Zeit,
sowohl den Wohlfahrtsapparat des Ge­
sundheitswesens als auch die privati­
sierte Gesellschaft umzupolen, in ak­
tive Bereiche zu verlagern, zu politi­
sieren.

Sieht man das Gesundheitswesen als
kurativen Heilungsapparat.
der mit ständig steigendem Fachwis­
sen Kranke gesund macht, so muß er
gefördert werden. Denn besseres me­
dizinisches Wissen bedeutet dann we­
niger Kranksein und kürzere Behand­
lungszeiten - falls man doch er­
krankt - für jeden.

Sieht man das Gesundheitswesen als
verselbständigten Herr-
sc haft s a p par at, der eine von

der Industriegesellschaft in die Knie

gezwungene Bevölkerung noch weiter
entmündigt, in dem er Normen für
gesund und krank so setzt, daß seine
Auslastung und die damit verbundene
Macht und Herrschaft auf Dauer ge­

sichert und gefestigt wird, dann ist
diesem Apparat ebenfalls der Kampf
anzusagen.

Ich halte alle diese Einschätzungen
des Gesundheitswesens für legitim.
Sinnvolles politisches Handeln läßt
sich aber nicht aus Einzelproblemen
und Teileinsichten, sondern nur aus
einer Gesamteinschätzung ableiten.

Das Gesundheitswesen stellt sich so­
mit als ein komplexer Apparat dar,
der gleichermaßen repressive wie be­
standsnotwendige, ja in Ansätzen
auch emanzipatorische und fortschritt­
liche Strukturen aufweist. Maxime
politischen Handeins ist die Förderung

Rechte geheime Verschwörergruppen
gab es nach 1945 viele: Eine "Natio­
nale und Soziale Freiheitsbewegung "
wollte unter der Leitung des ehemali­
gen SS-Sturmbannführers Gerhard
Wolf die Partisanentätigkeit gegen die
Siegermächte organisieren; die "Heim­
kehrer -, Hilfs - und Betre uungsstellen "
unter der Leitung des Ex-ÖVP Abge­
ordneten Strachwitz, der der Grazer
Gruppe um die Zeitschrift "Neue
Ordnung" angehört - einer Kontakt­
gruppe ÖVP- Deutschnationale -,
halfen in Wirklichkeit Nazigrößen bei
der Flucht nach Südamerika oder
beim Untertauchen. Die Geheim­
organisation "Spinne" koordinierte
die Aussagen der Nazis vor Gericht.
In den fünfziger Jahren gab es terro­
ristische Gruppen die wie die um
Wagner verschiedene Bombenanschlä­
ge durchführten, doch erst in den Jah­
ren um die Südtirol-Auseinandersetzun­
gen blühte die Verbindung zwischen
rechter Politik und Dynamit wieder
auf (siehe: "offensiv links" Dezem-
ber 1976, "25 Jahre RFS"). Für viele
bürgerliche Kreise sind die Südtirol­
Bumser ja heute noch Freiheitshelden.

der erwünschten und die Unterdrückung
der unerwünschten Strukturen. Wie's
die Linke in österreich gern hätte,
sollte in einer umfassenden Diskussion
erarbeitet werden. Dieser Diskussion

soll dieser Artikel nicht vorgreifen*
Hannes Schmidl

Die Dostals und Wagners gehören aber
schon einer anderen Generation an.
In einer Zeit, da die nationale Rechte
politisch ein Schattendasein führt,
lassen sich (anders als etwas in Italien
oder Spanien) waffenstarrende Ver­
klemmtheit, Männlichkeitswahn und
Haß gegen Zersetzung, Verweichli­
chung und Linkes nicht unmittelbar
für die praktische Politik der Rechten
instrumentalisieren. So wird halt ge­
übt, trainiert, es werden Waffen-
und Karateübungen abgehalten -
alles Vorbereitungen für spätere Zei­
ten' in denen sich die Klassenkämp­
fe verschärfen und wo man dann die
Bomben nicht mehr gegen die West­
bahn, sondern gegen Partei- und Ge­
werkschaftslokale werfen und die
Schußwaffen gegen Demonstranten
verwenden kann. Die NDP hält von
Zeit zu Zeit militärische Übungen
am Bisamberg und am Herrmanns­
kogel ab, bei der Jungkameradschaft
Babenberg ("Die Aufgabe der Baben­
berger war es, unser Land vor den
Horden des Ostens zu schützen und

D{)
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Die Schätze des Bombenlegers: Nazibücher und Nitroglyzerin

P.L.*

es dem Deutschtum zu erhalten ")
gehört Exerzieren, Wehr- und Schieß­
sportausbildung zu den hauptsäch­
lichsten Aktivitäten.

Am Rand dieser politischen Gruppie­
rungen werken die Dostals und Wag­
ners. Angezogen vom männerbündi­
schen Charakter der Waffen - und
Karateklubs finden sie ihre sonst ver­
mißte Stärke im Schießen. Sowohl
bei Dostal als auch bei Wagner wur­
den gut ausgerüstete Schießstände
gefunden, beide bewahrten größere
Mengen Sprengstoff auf. Beim Bun­
desheer waren sie von der Rangeraus­
bild ung besonders angetan, mit de­
rem Urheber und jetzigen Leiter
der Heeres-Nahkampfschule, Major
Josef Herzog, Dostal in enger Ver­
bindung stand. Die eher unpolitische
Grundhaltung dieser Leute wird, so­
bald sie in die "rechten" Kreise kom­
men' politisch.

"Bis in die Exekutive"

Was Ernst Dostal vorgehabt hätte, wenn
nicht der Zwischenfall an der Südauto­
bahn dazwischengekommen wäre, das
ging im Nebel der staatspolizeilichen
Ermittlung unter, Zur Erinnerung sei
hier noch einiges festgehalten : In sei­
nem Bauernhof wurde eine Folterkam ­
mer, sowie Pläne für Ertführungen ge­
funden, deren generalstabsmäßige
Ausarbeitung zwingend auf die
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Arbeit einer Gruppe schließen ließ.
Wozu wollte die Dostal-Gruppe Ent­
führungen durchführen, und was für
Pläne hatte sie mit den zweifellos
geforderten Lösegeldern? Was hatte
die Flucht von Dostals Vater Robert
nach Lüneburg in der BRD zu bedeu­
ten, von der der "Kurier" am 5. Juli
1973 schrieb: "Der letzte Aufenthalt
Rudolf Dostals in Lüneburg dürfte
nicht zufällig gewesen sein. Der mit
'Maschinen' handelnde Wiener soll
dort Kontakte zu Waffenhändlern ge­
habt haben"? Und warum beging
Rudolf Dostal dann dort Selbstmord?

Daß diese Fragen ungeklärt blieben,
ist nicht weiter verwunderlich,
schreibt doch "profil" über Dostal:
"Er verkehrte intensiv mit einem Per­
sonenkreis, der dem rechtsradikalen
Lager zugerechnet wird und dessen
Verästelungen bis in die Exekutive
reichen" (Nr. 14/73). Wer sich an
die Vorfälle bei den NDP - Überfällen
auf die Arena erinnert (siehe "offen­
siv links", November 1976, Seite 1),
der ahnt, wovon da die Rede ist. ..

Die "Strategie
der Spannung"

Wagners politische Ziele sind leich­
ter erkennbar. Dieser, wie ihn die
Nachbarn beschrieben, nette und

hilfsbereite Mensch traf zwei Fliegen
auf einmal: er konnte seiner Spreng­
leidenschaft nachgehen und gleich­
zeitig die Attentate der Linken in die
Schuhe schieben. Schon im Herbst
explodierten vor mehreren Botschaf­
ten Brandbomben und tauchten ver­
schiedene wirre Flugblätter auf, die
auf dem ersten Blick wie von ver­
sprengten Linken verfaßt aussahen.
Damals mußten verschiedene Genos­
sen hochnotpeinliche Verhöre über
sich ergehen lassen und Alibis erbrin­
gen. Nach dem Banküberfall bei der
Wiener Oper schlug Wagner groß zu:
er deponierte eine Bombe in der
Roßauer (Polizei - )Kaserne und er­
weckte mittels anonymer Briefe den
Eindruck, die Rote-Armee-Fraktion
stünde vor Wien, um die Bankräube­
rin Waltraud Broock zu befreien.
Seine Rechnung ging zum Teil auf:
Linke Wohngemeinschaften wurden
ohne Haussuchungsbefehl, dafür aber
mit Maschinenpistolen durchsucht
und aus einer Bankräuberin, die bei
der Flucht einen Polizisten angeschos­
sen hatte (schlimm genug, aber in
der letzten Zeit halt nicht unüblich)
wurde eine gefährliche Terroristin,
die man tunlichst gleich für einein ­
halb Jahrzehnte hinter Gitter schickte
(was die höchste Strafe ist, zu der
seit Inkrafttreten der Strafrechtsreform
ein Bankräuber verurteilt wurde). In
Italien und Spanien nennt man das die
"Strategie der Spannung": Der rechte
Terror soll Unsicherheit schaffen und
das Militär zum Putschen oder zu­
mindstens die Staatsrnacht zum här­
teren Durchgreifen zwingen. Nicht
zufällig verhaftete die spanische Po­
lizei, nachdem ihr nach den Entfüh­

rungen durch die dubiose Grapo
Sondervollmachten übertragen wur­

den, ausschließlich Politiker der

Linken.

Daß die vermeintlichen Terroristen­

anschläge nicht (wie nach dem OPEC­
überfall, siehe "offensiv links", März
1976) zum Anlaß für einen weiteren
Ausbau der Exekutive und eine Ver­
stärkung der "inneren Aufrüstung"
genommen wurde, verhinderte bloß
eines: Wagners Ungeschicklichkeit
beim Hantieren mit einem Spreng­
körper. Am Abend des 27. Jänner
hauchten Hans Georg Wagner und das
Märchen von den linken Terroristen
gemeinsam ihr Leben aus.



Der Fall Warasch:

Merkwürdiger
Sprengstoff

Am 21. Jänner 1976 um 3 Uhr früh be­
gann für Kärntens Sicherheitsbehörden
der Bürgerkrieg: an die einhundert Pf)­
lizisten rückten aus, um rund um die
Klagenfurter Heimstättenstraße stra­
ßensperren zu errichten. Dann pirsch­
ten sich die Hüter deutsch-nationaler
Ordnung an den Feind heran: an die
Wohnung des Zentralsekretärs des Rats
der Kärntner Slowenen, Filip Warasch.
Die Wohnung wurde im Sturm genom­
men und durchsucht - ihr Besitzer wan­
derte auf eine Woche in Untersuchungs­
haft. Was man ihm vorwarf, ist in­
zwischen bekannt: er soll einen Pen­
sionisten zu einem Sprengstoffattentat
angestiftet haben. Wer dieser Pensio­
nist und Kronzeuge der Behörden ist,
weiß man inzwischen auch: der sech­
zigjährige Gottfried Güttler, seit einem
Jahr ohne Arbeit und Einkommen, weil
er gleich für mehrere Dienstgeber
nacheinander ein zu schwieriger Fall
war. Der Mann jedoch, der sich als
eher unpolitisches Opfer der Tatsache
hinstellte, daß er mit einer Slowenin
verheiratet ist und sich überdies auch
noch als unerfahren im Umgang mit

. Sprengstoff präsentierte, besitzt tat­
sächlich ein bewegtes Vorleben, das
seine Kronzeugenschaft im Fall Wa­
rasch gleich in ein anderes Licht
rückt. Immerhin - so schwadronierte
Güttler noch vor wenigen Monaten
vor Zechkumpanen - verdiente er
sich sein Eisernes Kreuz II in Hitlers
Wehrmacht dadurch, daß er besonde­
res Geschick darin bewies, Breschen
in russische Stellungen zu sprengen.
Doch auch nach dem Krieg, als die
britische Besatzungsmacht in Kärnten
eingezogen war, tat sich Güttler her­
vor: er diente dem britischen Secret
Service als Spitzel. Daß er damals
häufig im Dunstkreis einer kommuni­
stischen Mietervereinigung gesehen
wurde, wird man wohl im Zusammen­
hang mit dieser Tatsache sehen müs­
sen. Seinen damaligen Decknamen ­
"Chesterfield" - pflegte er auch spä­
ter noch zu verwenden. Etwa auf einer
Quittung, die er Warasch für eine von
diesem ausbezahlt e Unterstützung
von 1000, - Schilling ausstellte.

Womit wir wieder beim gegenständ­

lichen Fall wären: bei Warasch schlich
sich Güttler nämlich in der Rolle des
sprichwörtlichen "armen Hundes" ein:
als Opfer des militanten Kärntner
Deutschnationalismus - als dessen
Agent er sich schließlich nunmehr
entpuppte.

Diese Masche zog allerdings und Wa­
rasch machte den einzigen Fehler,
den man ihm rückblickend vorwerfen
kann: er versuchte schlicht und ein­
fach jemandem zu helfen, den er für
diskriminiert hielt. Und er unter­
schätzte offenbar die Bereitschaft der
Kärtner Nazis, auch kriminelle Me­
thoden in ihrem Kampf gegen die
Slowenen einzusetzen.

Denn kriminell ist der Coup gegen
Warasch zweifellos. Das kann gesagt
werden, obwohl man die Hintermän­
ner noch nicht kennt. Jedenfalls
scheint es undenkbar, daß der arbeits­
lose und mittellose ehemalige Ge­
heimdienstmann Güttler das Drehbuch
zu dieser Geschichte selbst verfaßt
hat. Ihm ging es wohl in erster Linie
um Geld. Das erste, wonach er sich
nach seiner Anzeige gegen Warasch
bei der Polizei erkundigte, das waren
jene 50.000,- Schilling, die von den
Behörden als Prämie für die Aufklä­
rung zurückliegender Sprengstoffan ­
schläge ausgeschrieben waren. Und
noch bevor die Polizei Warasch ver­
haftete und somit diese Anzeige an
die öffentlichkeit brachte, versuchte
Güttler diese story für 10.000,- Schil­
ling an den "Kurier" zu verkaufen.

Wer sich nun des einmal wegen seines
akuten Geldmangels, andererseits
schon wegen seiner Vergangenheit
potentiell erpreßbaren Güttler bedien­
te, weiß möglicherweise nicht einmal
dieser windige Kronzeuge. Es ist durch­
aus vorstellbar, daß er von Leuten ge­
steuert wurde, die sich auch ihm ge­
genüber nie eindeutig zu erkennen
gaben. Und diese Männer müssen nicht
unbedingt aus dem Bereich der Polizei
sein, obwohl Güttler auch dorthin
nicht erst seit der Anzeige gegen Wa­
rasch beste Kontakte besitzt. Die gin-

gen bis tief in den privaten Bereich
hinein: Güttler pflegte den Hund des
Klagenfurter Polizeidirektors auszu­
führen.

Was Wunder also, wenn die Polizei
zwar zur Warasch-Verhaftung wie zu
einem Bürgerkriegseinsatz ausrückte
und es nicht der Mühe wert fand, Wa­
raschs inzwischen einwandfrei geklär­
tes Alibi für die von Güttler angege­
bene Tatzeit zu überprüfen. Wenn
diese Polizei in stundenlangen Ver­
hören versuchte, Warasch alle unauf­
geklärten Kärntner Sprengstoffanschlä­
ge aufzuhalsen und ihm den Kontakt
mit seinem Rechtsanwalt verweigerte,
jedoch andererseits nicht einmal eine
Hausdurchsuchung bei Güttler vornahm,
der schon aufgrund seiner eigenen
Aussagen Sprengstoff und Waffen be­
sessen haben muß.

Das alles deutet auf die tatsächlichen
Hintergründe und Motive der Warasch ­
Verhaftung hin: hier sollte einer der
entschlossensten Spitzenfunktionäre
der Kärntner Slowenen kriminalisiert
und mit ihm die gesamte Volksgruppe
diskriminiert werden - ausgerechnet
zu dem Zeitpunkt, da nach dem er­
folgreichen Boykott der Minderheiten­
feststellung neue Verhandlungen zwi­
schen den Slowenen und der Bundes­
regierung begannen. Der Schuß, der
hier abgefeuert wurde, zielt in eine
zu eindeutige Richtung, um nicht den
Schützen zu verraten - auch wenn
man sie im einzelnen noch nicht kennt.

Das alles ist jedoch nur eines der
schwereren Geschütze im Repertoire
der Slowenen-Gegner, deren Front
inzwischen ja von Heimatdienst und
den neonazistischen Gruppen bis zur
Bundesregierung reicht. Nur versucht
die Bundesregierung eben geschickter
zu taktieren: während dunkle Elemen­
te den kriminellen Coup gegen Warasch
starteten, bot sie den Slowenen eine
lachhafte Ortstafelregelung an, ob­
wohl die Slowenen eindeutig zu ver­
stehen gaben, daß ihnen die Erledi­
gung anderer Fragen - wie etwa der
Schulfrage - augenblicklich bei wei­
tem wichtiger ist, als jene der emo­
tionell aufgeputschten Ortstafelfrage.
Die Tatsache, daß die Bundesregierung
im Gleichschritt mit ÖVP und FPÖ
trotzdem wiederum nur von Ortstafeln
spricht, zeigt eindeutig, wie gering
ihr Interesse ist, den Artikel 7 des
Staatsvertrages endlich zu erfüllen.•

Harald Irnberger
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IDie
Wirtschaft
sind
wir alle

Wissen Sie, wer zum Beispiel in Wien
hinter dem

ÖSTERREICHISCHEN
WIRTSCHAFTSBUND
steckt?

Sie und wir- ....I'.~
.-----_d_ie_Wi_'_rt_sc_h--'afi'--t_sl_·n_d_w_ir_a_lle ~ ~

Es ist ein Großteil der 60.000 Wiener Unternehmer, Inhaber
kleinerer, mittlerer und größerer Unternehmen. Bei diesen
arbeiten ca. 530.000 Frauen und Männer.
Wissen Sie, daß diese 60.000 Unternehmer die gleichen
Arbeiten verrichten müssen wie ihre Mitarbeiter? Zum Beispiel
in der Werkstatt, hinter dem Verkaufspult,
am Schreibtisch, im Außendienst usw. ?
Der Unternehmer ist ein Mensch wie Sie. Aus Ihrer Mitte.
Auch er hat seine Probleme und Sorgen.
Und weil auch die Unternehmer sich gegenseitig brauchen,
gründeten Sie 1945 eine Interessensgemeinschaft, den

ÖSTERREICHISCHEN WIRTSCHAFTSBUND.
Unternehmer, die im Rahmen ihrer Selbständigkeit für eine
Anzahl von Verpflichtungen heute besonders verantwortlich
zeichnen müssen.
Dazu zählen auch die Angehörigen der Freien Berufe sowie
Frl\uen und Männer als leitende Angestellte des Managements.

Also eine Interessensgemeinschaft von Menschen,
die natürlich nicht nur in Wien, sondern in allen Bundes­
ländern Osterreichs ihre tägliche Arbeit verrichten.
Oft sogar Samstag und Sonntag.
Sehen Sie, das ist der Osterreichische Wirtschaftsbund ­
Eine Interessensgemeinschaft der in der Wirtschaft
selbständig oder in leitender Stellung Tätigen -
als Teilorganisation im Rahmen der Osterreichischen Volkspartei

R.H. *
Berichte aus der
heilen Welt

"Nach den im Aktiengesetz vorgese­
henen Bestimmungen über den Auf­
sichtsrat obliegt es diesem, den Vor­
stand zu bestellen und dessen Ge­
schäftsführung zu überwachen. Wenn
auch in der Realität dem Aufsichtsrat
die umfassende Prüfungstätigkeit durch
den Wirtschaftsprüfer abgenommen
wird, kann die Zweckmäßigkeit und
Richtigkeit der vom Vorstand getroffe ­
nen Maßnahmen nur vom Aufsichts-
rat beurteilt werden. Besonders in
größeren Akt iengesellschaften (mit
bis zu 20 Mandaten) werden Aus­
schüsse gebildet, wo Aufsichtsratsmit­
glieder im kleineren Rahmen speziel­
le Probleme, wie Investitionsvorha­
ben, Preisgestaltung, etc. diskutieren
und damit direkt Einfluß auf die Unter­
nehmenspolitik erhalten. "

Das lese ich im "Roten Börsenkrach "
Nr. 12. Man erfährt weiter, daß et­
liche Aufsichtsratsmitglieder mehrere
Aufsichtsratsmandate innehaben,
] 974 sollen das 476 Personen gewesen
sein. Doch brachten es nach dieser
Aufstellung nur achtzehn Leute auf
mehr als zehn Mandate.

Das ist nicht weiter verwunderlich,
denn nur wenige Menschen sind den
obigen angeführten Aufgaben gewach­
sen. Und das ganze dann noch multi­
pliziert mit den Anzahl der Aufsichts­

ratsposten !

Wobei die betreffenden Personen

noch nebenher die gleichen Arbei­

ten verrichten müssen wie ihre Mit­
arbeiter. Zum BeispieI in der Werk­
statt, hinter dem Verkaufspult, am
Schreibtisch, im Außendienst usw.
So verrichten sie ihre tägliche Arbeit.
Oft sogar am Samstag und Sonntag.

Dabei kenne ich andere Leute, die
sind schon nach einem normalen Ar­
beitstag, zum Beispiel eben in der
Werkstatt, hinter dem Verkaufspult,
am Schreibtisch, im Außendienst
usw., fix und fertig. Die in der Wirt­
schaft selbständig oder in leitender
stellung Tätigen aber, allen voran
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natürlich die Aufsichtsratsmand atare,
beißen dann die Zähne zusammen
und gehen ihrer verantwortungsvollen
Tätigkeit nach.

Dabei sicht man ihnen das gar nicht
an. Sie sind Menschen wie wir. Aus
unserer Mitte. Auch sie haben ihre
Probleme und Sorgen.

Ich sah Mira zum ersten Mal im Gast­
haus "s'Kistl ", damit beschäftigt,
dem Kellner das Essen zum Servieren
zu reichen. Kennengelernt habe ich
sie ein paar Wochen später, als sie
ihre Arbeit als Köchin, Küchenmagd,
Putzfrau, kurz als Mädchen für alles
bereits gekündigt und eine andere
Stelle - ebenfalls im Gastgewerbe ­
angenommen hatte.

"Und wenn ihr schön brav seid", sagte
die Oma an dieser Stelle und rückte
ihre Brille zurecht, "erzähle ich euch
morgen von einem anderen Flugblatt
des Österreichischen Wirtschaftsbun­
des. "

Vor über sechs Jahren kam Mira, da­
mals 18 Jahre alt, aus einem kleinen
Dorf in der Nähe von Belgrad nach
Wien, und seit damals arbeitete sie
im "Kistl ". Die Arbeitszeit betrug
80 Stunden in der Woche, als Lohn
erhielt sie netto ganze 3.000, - Schil­
ling im Monat plus freie Verköstigung.
Während der ganzen Zeit bekam sie
keine einzige Überstunde bezahlt. Als



Inlandsschlachthof :

Eine neue Arena?

Nach der Vernichtung der Arena-Besetzung durch die Gemeinde Wien haben
sich eine Gruppe von Ex- Arenauten entschlossen, auf Verhandlungsweg das
bis zuletzt abgelehnte Angebot "Inlandsschlachthof" doch noch anzunehmen.
Vor dem Hintergrund erneuter Rathaus-Rangeleien (Sandner verhandelt für
eine neue "gute Arena", Mayr ist bereits dabei, das Gelände wieder zu ver­
kaufen und läßt Installationen abmontieren) trat diese Initiative Ende Febru­
ar nach mehrmonatigen Verhandlungsbemühungen mit der Gemeinde, bei
denen erste Zusagen erreicht wurden, erstmals an die Öffentlichkeit. Über
die Problematik, auf institutionellen Weg ohne Bewegung das erreichen zu
wollen, was das Ziel der Arena-Besetzung war, ist schon genug geschrieben
worden ("offensiv links" 27,28). Wir ersuchten daher einen Repräsentanten
der "Initiative Inlandschlachthof" um eine kurze Darstellung der bisherigen
Entwicklung und der Veranstaltung.

sie schließlich, weil es ihr endgültig
zuviel wurde, ihre Papiere (Paß, Ar­
beitskarte, Lohnsteuerkarte) verlangte,
kam es mit dem Gasthausbesitzer zu
einer Auseinandersetzung, in deren
Verlauf sie von ihrem "Arbeitsgeber"
Prügel erhielt. Die Spuren dieser Miß­
handlungen gab Mira bei der Polizei
zu Protokoll. Die von ihr selbst bezahl­
ten Möbel wurden ihr von ihrem "Prü­
gelgeber" weder ausgehändigt noch
vergütet. Wir rechneten uns aus, um
wieviel sie in diesen sechs Jahren be­
trogen worden war. Allein durch die
unbezahlten Überstunden hat ihr der
"Kistl"-Besitzer 200.000, - Schilling
vorenthalten. Dazu kommen 9.000, -­

Schilling durch die Nichtherausgabe
der Möbel - zu schweigen von den
Auswirkungen auf ihre Gesundheit und
von der völligen sozialen Isolation, in
der Mira die meiste Zeit leben mußte.
Anfangs konnte Mira kaum Deutsch,
und während ihrer Wiener Arbeitsj ahre
lernte sie nur Dialektvokabel aus dem
Küchenbereich.

Ich ging mit ihr in die Arbeiterkam ­
mer Wien, wo sie einem ziemlich
alten und äußerst nervösen Dolmet­
scher ihre Daten bekanntgab. Als sie
offenbar keine zufriedenstellenden
Auskünfte gab, schrie er sie an:
"... und im übrigen geht es den Gast­
arbeitern nirgends so gut wie in ÖSter­
reich! " Anschließend berichtete Mira
im Arbeitsinspektorat über ihre Erleb­
nisse im gastarbeiterfreundlichen
Österreich. Der Beamte erklärte, er

werde, wenn er das "KisU" inspiziere,
auch gleich ihren jetzigen Arbeitsplatz
kontrollieren, wo die Arbeitszeit
60 Stunden und der Nettolohn 4.000,­

Schilling beträgt.

Das geschah im Februar 1976. Anfang
Juli ging ich nochmals ins Arbeitsin­
spektorat und fragte, wieso denn noch
niemand den Betrieb kontrolliert hätte.
Nach halbstündiger verge blicher
Suche nach dem Akt wurde angenom­
men' der Akt sei mit dem Kontrolleur
unterwegs zum "Kistl" . Auf meine
Frage, wieso man sich bei einem so
empörenden Fall so lange Zeit ließe,

bekam ich zur Antwort: "Wir haben
auch noch andere Betriebe zu kontrol­
lieren. " Ich erklärte, daß wir beim
Arbeitsgericht Klage einbringen woll­
ten und es daher günstig wäre, wenn
wir das Untersuchungsergebnis des Ar­
beitsinspektorates als Beweismittel
vorlegen könnten. Man wies mich zu­
recht: das Arbeitsinspektorat sei vom

Arbeitsgericht völlig unabhängig, hätte
ganz andere Kompetenzen, und die
Kontrollergebnisse dürften dem Ar­
beitsgericht gar nicht vorgelegt wer­
den. Weiters erklärte der Beamte,
alle Gastarbeiter bekämen bei ihrer
Einreise ein Merkblatt, auf dem ihre
Rechte in ihrer Muttersprache festge-

Einstige Arena - Besetzer im "Haus der
Begegnung", das müßte doch eigent­
lich Spannungen, Widersprüche ge­
ben. Und so fing diese Veranstaltung
am 21. Februar in der Königseggasse
im 6. Bezirk zum Thema "Was ist
mit dem Inlandschlachthof?" auch
mit einigen Problemen an.

Schon bei der Anmeldung zur Ver­
gnügungssteuer: es sollte eine Infor­
mations- und Diskussionsveranstaltung
sein. Nicht so einfach für die Vergnü­
gungssteuer. Eine Information - in
Form eines Vortrages - ist steuerfrei.
Für eine Diskussion aber muß Vergnü­
gungssteuer bezahlt werden. Ein herr­
liches Demokratie- Verständnis: der
Vortrag ist steuerfrei, die Diskussion
wird besteuert. Um ein Problem für
die noch völlig leere Kasse des ver­
anstaltenden Vereins "Forum Wien­
Arena, Verein zur Förderung und
Verwirklichung von Kultur-, Jugend­
und Kommunikationszentren. " Dieser

halten seien. Wer sechs Jahre unter
solchen Bedingungen arbeite, sei
selbst schuld. Im übrigen hätten die
österreichischen Arbeiter Vorrang.

Bis heute hat Mira ihre Lohnsteuer­

karte nicht zurückerhalten. *
N.N.

Redaktion

Verein hatte sich Ende vergangenen
Jahres gebildet, um mit der Gemein­
de Wien über das immer noch beste­
hende Angebot des Inlands schlachtho­
fes zu verhandeln. "Integrationsver­
suche in die uniforme Gemeinde­
Kultur ", so lauteten die Prognosen
der Arena-Verein-Skeptiker . Doch
sicher weit an den Absichten und
Zielen des Vereines vorbeigeschossen.
Hier geht es bewußt um Alternativen,
um neue Inhalte, Freiräume, nicht
um Integration. "Bisher errungene
Positionen formal abzusichern; eine
Basis für neue Initiativen, neue Inhal­
te zu schaffen. Hierin wird ein sinn­
voller Weg gesehen, um aus der Situa­
tion der Fragmente und der Isolation
herauszukommen. Ein Positionskampf
in einem großen' Schach' gegen
Zwänge, Gängelungen, Entmündi-

D{)
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Am Beispiel G. Nennings:

Weder rot
noch realistisch

gungen. " So steht es in einem Infor­
mationsblatt, das die Gruppe für die­
sen Abend herausgegeben hat.

Konflikte: nur an der
Garderobe

Es sollten zunächst einmal Linien
klar abgesteckt werden. Aber man
macht sich auch auf Auseinanderset ­
zungen über inhaltliche und takti­
sche Fragen gefaßt. Konflikte gab es
dann auch: an der Garderobe. Um
die zunächst obligate Garderobenge­
bühr in Höhe von 5 Schilling, um
einen Betrag, der für manche an die­
sem Abend ins "Haus der Begegnung"
gekommenen Arenauten keine "Klei­
nigkeit" war. Es gab dann für die
etwa 250 Gekommenen "Kleiderab­
lage -Freiheit". Und im Saal ging es
sehr friedlich zu. Widersprüchliche
Meinungen gab es nur etwas, als
einer der Inlandschachthof- Aktivi­
sten berichtete, die Gemeinde Wien
habe in der ersten und bisher einzi­
gen Verhandlung vor 4 Wochen den
baldigen Abschluß eines Nutzungs­
vertrages in Aussicht gestellt, Wo­
chen seien nun vergangen, ohne daß
etwas geschehen se i. So wurde berich'
tet. Und man müsse der Sache jetzt
etwas Druck verleihen. Nicht nur
Vereinsverhandlungen, Druck von der
Basis der Betroffenen! Aber wie? Eini­
ge sprachen von Demonstrationen,
dachten vielleicht an eine Besetzung.
Dem wurde entgegengehalten, kämp­
ferische Maßnahmen ohne die klare
Darstellung von Bedürfnissen und In­
halten seien sinnlos.
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Zögernd: Neue
Arbeitsgrup pen

Diese Meinung der Notwendigkeit
von neuen Arbeitsgruppen setzte sich
gegen über den Vorschlägen der Ak­
tionisten durch. Bedürfnisse im Zu­
sammenhang mit einem kommenden
Kultur-, Jugend - und Kommunikati­
0nszentrum auf dem Inlandsschlacht-

Es liegt uns fern, die politische Aus­
einandersetzung mit der Sozialdemo­
kratie, dem historisch und gegenwär­
tig entscheidenden Faktor in der
österreichischen Arbeiterbewegung,
zur persönlichen Polemik verkommen
zu lassen. Aber Kreisky ist mehr als
ein Exponent sozialdemokratischer
Politik in Österreich, und so wurde
er auch wiederholt beim Namen ge­
nannt. Auch Nenning ist mehr als
ein bloßer Typ sozialdemokratischer
Intelligenz. Er ist über Österreich
hinaus bekanntgeworden als engagier­
ter LinksintellektuelJer, und er ver­
stand es auch, diese Rolle so zu spie­
len, als wäre er es in Österreich ganz
allein. Er stellte seine journalistischen
Fähigkeiten so nachhaltig in den

hof wurden geäußert, zunächst zögernd,
manchmal etwas abstrakt, dann di­
rekter, handfester.

Arbeitsgruppen wurden auf ein großes
Papier geschrieben: Jugendarbeit
(Walter P.), Theater (Heini), Arena
Aktiv (Christa und Kollektiv), Kin­
derhaus (Eva Dite), Literatur (Hannes),
Foto (Foto -Peter ua, ), Kreativität

(Lore Heuermann), Medien (Achirn R.),

Kommunales Kino (Dieter Schr.),

Stadtzeitung (Isabella) , Versorgung

(otto und Küchenfranz), 8 mm-Film

(Paul) und der gute alte AVC, Her­
bert 1. sprach von Sozialarbeit.

Es wird nun wichtig sein, daß diese
Arbeitsgruppen bald eine wirkliche
Basis erhalten (z. B. ein Gelände) und
daß diese Initiativen sich ausweiten,
die Inhalte in der Praxis sich konkreti­
sieren.

Ein Verein, eine Vereinssammlung
kann hier nur ein erster Schritt sein.
Dieser ist getan. Der Verein an sich
wurde an diesem Abend kaum in
Frage gestellt. Höchstens von den
Vereinsaktiv iste n seIbst. "Kritisiert
uns doch etwas! ", rief einer von ih­
nen in den Saal.

Dieter Schrage *

Dienst der eigenen Person, daß deren
Publizität denn auch regelmäßig jene
der Sache, um die es ging, in den
Schatten stellte. Über manche fesche
Formulierung Nennings stolperte der
Inhalt und brach sich der Gedanke das
Genick. Als guter Journalist spannte
er alles, was gerade ein "Renner"
war, vor den eigenen Karren. Und als
guter Intelligenzler schaffte er es im­
mer' seine persönliche EntWicklung
mit der gerade aktuellsten objekti­
ven der Zeit in Einklang zu bringen.
Ja vielmehr noch. Manchmal war es
einfach nicht zu erraten, wie die
Dinge ihren Lauf nahmen, ob nicht
der Dialog zwischen Christen und
Marxisten überhaupt erst in Gang
kam, weil Nenning in die Kirche ein-
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entwicklung vom kranken Kapitalis­
mus zum Sozialismus bewirken".
Fischer lernt die Nenning'sche Dia­
lektik schnell, denn sie g'fallt ihm:
"Das ist gut und sozialdemokratisch
gedacht: Der gute Maulwurf 'Sozial­
demokratie' gräbt und gräbt so lange,
bis er den Sozialismus herausgebud­
delt hat. " Der Mann sozialdemokrati­
scher Praxis, der oft bis an die Schul­
tern in Dingen herumwühlen muß, die
sicherlich weniger mit Gesundpflegen
des Kapitalismus als mit der Bereini­

gung seiner Exkremente zu tun hat,
Fischer ist um einige Klassen ge­
scheiter, weil durch Erfahrungen ge­

witzter als ein ideologischer Wind­

beutel, Fischer bleibt auf dem Boden

der Realitäten, wo Nenning bereits
auf rosa Wolken des sozialpartner­
schaftlichen Himmels Richtung Sozia­
lismus segelt. "Was ist aber, wenn
der Maulwurf Sozialdemokratie plötz­
lieh auf ganz hartes Gestein stößt
oder wenn er unter der Erde die
Orientierung verliert? Ist Sozialismus
einfach die nächste Phase der Ent­
wicklung der Industriegesellschaft,
die kommen muß, egal welche klei­
ne oder größere Links- od er Rechts­
kurven am Weg dahin liegen mögen?
Oder sind auch andere Zukünfte denk­
bar - trotz Sozialpartnerschaft und
unbestreitbarer historischer Erfolge?"
Dieser eine Gedanke, den der Realist
Fischer Nenning zum Überlegen gibt,
ist beachtlicher als alles zusammen,
was Nenning so im Lauf der Zeit an
"roten" Ideen von sich gegeben hat.

Die ..... des iz3w enthalten re,elmäßig eine
"Chroftil< der lIIoNirUten Welt + geben Aufschluß
Ü...... Zusam-mang zwischen kapitalistischer
Wirtsctlaftss1ruktlK und Elend der M8ssen in der
Dritten Welt + beleuchten die "Entwicklungshilfe" +
erörtern Theorie und ....ax is der Widerstandsbewe­
llU~ + nehmen Teil an der Diskussion über
Dritte-We4t-Artteit in der BRD
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sich verkaufen. Warum sollten sie
sich der Form entäußern, die sie
daran hindert, materielle Gewalt zu
werden? Auch linker Journalismus hat
seinen Mann zu ernähren. Nenning
war nie um eine Kostenrechnung ver­
legen. Zuerst kommt das Fressen,
dann kommt die Moral. Nenning über­
trägt seine Lebensphilosophie selbst­
verständlich auch auf die große Ideo­
logie. Dann wird sozialdemokratisch
rot und Opportunismus heißt Realis­
mus. Ohne Moral auch keine Verräter.
Der Kreisky schleicht als sozialisti­
scher Kater- Murr auf rosa Samtpföt­
chen in der Weltgeschichte herum,
und weiß nicht wie er dazu kommt.
Dieser Nenning ist doch wirklich
manchmal ein WurschteI, wird er
sich denken. Er will unbedingt die
rote Katze loslassen, wo sie doch end­
lieh wieder im Sack ist.

Was Männer des harten langen Mar­
sches auf rosa Samtpfötchen von
seinen Überlegungen halten, zeigt
die Rezension des jüngsten Nenning­
sehen Wurfs durch den Clubobmann
der SPÖ und einstigen roten, heute

immerhin noch realistischen Heinz
Fischer. "Wenn man als Politiker
hie und da angesichts der Mühsal des
täglichen Kleinkrams ideologische
Bauchschmerzen bekommt, (... )
dann legt sich Günther Nennings
Buch wie ein warmer Thermophor
auf sol ehe ideologische Bauchschmer­
zen. " Was für ein Kompliment! Und
wenn Sozialdemokraten an ideologi­
scher Darmverstopfung leiden? Ist
dann Nenning das probate Abführmit­
tel etwa? Androseh, Benya, Gratz und
Kienzl mögen nicht wenig verblüfft
gewesen sein, als sie von Nenning be­
stätigt bekamen, daß ihr ganzes Mü­
hen um den schwierigen kapitalist i ­
sehen Sozialpartner eigentlich dessen
unaufhaltsamer Umwandlung in den
guten sozialistischen Kerl von mor­
gen dient. Wie das? Nennings Rück­
griff auf die seichtesten Traditionen
des Diamat, die Vorstellung vom Ab­
lauf der Geschichte gleich einer
Schmierenkomödie mit Happy-end
macht Sozialpartnerschaft zum tod­
sicheren Mittel, Kapitalismus in So­
zialismus umzuwandeln. "Nicht zwi­
sehen Gesundpflegen und Euthanasie
(durch Revolution) hat sich der sozia­
listische Arzt am Krankenbett des
Kapitalismus zu entscheiden, sondern
die bittere (oder auch nicht so bittere)
Arznei sozialpartnerschaftlicher Re­
formen wird langfristig die Weiter-

trat; ob nicht die Neue Linke sich
erst zum Politikum mausern konnte,
weil Nenning seine zweite Jugend er­
lebte; ob nicht gar die sexuelle Eman­
zipation gebieterisch um gesellschaft­
lichen Einlaß begehrte, weil Nenning
seinen zweiten Stimmbruch hatte.
Und hat es schließlich der Eurokommu­
nismus nicht knapp, aber doch ge­
schafft, zum dominierenden Diskus­
sionsgegenstand der Linken zu werden,
nachdem er sich längst in Nennings
strategischen Überlegungen als "so­
zialdemokratoides" Versatzstück einen
Ehrenplatz erkämpft hatte?

Nenning ist ein Meister der Wendun­
gen, er ist ein Genie der Wandlun­
gen. Wenn sein Gespräch mit Promi­
nenten das Fernsehpublikum zum
Einschlafen bringt, weckt er es mit
dem hysterischen Geschnatter einer

intellektuellen Biertischrunde umso

lautstärker auf. Jetzt wissen die paar

Arbeiter und Angestellten, die sich
im Kanal geirrt haben und einige
Minuten vor der hektischen Runde
verharren, daß sie mit ihrer Meinung
von den Klugscheißern immer schon
recht gehabt haben. Nenning macht's
möglich.

Sein Wirken in den eigenen publizisti­

sehen vier Wänden ist nicht weniger
atemberaubend. Seine Redaktionsbei ­
räte, nationale und internationale,
markieren seine Träume von der gro­
I~en internationalen Zeitschrift des
Dialogs, dann von der führenden
linken Zeitschrift deutscher Zunge
und jetzt vom geheimen Zentralorgan
der 2. Internationale. Das eine Pro­
jekt legte sich dem anderen in die
Quere, Redaktionsbeiräte traten aus
und ein, Eigentumsverhältnisse und
Ideologien rauften sich gegenseitig
die Haare, Persönliches und Öffent­
liches rangelten quer über Redaktions·
tische und die Seiten der Zeitschrift.
Diese Schrift der Zeit, wie Nenning
das "Neue Forum" gerne nennt, war
nie ein Menetekel, sondern stets eine
intellektuelle Leuchtreklame in pas­
senden Modefarben. Sie leuchtete
einmal tiefrot, jetzt wird sie auf
rosa geschaltet. Nenning kommt mit
dem Ein-und Ausschalten der Lichter
kaum nach. Er sagt es selbst, also
unterschiebt man ihm damit garnichts,
was er nicht ohnehin mit seinem eige­
nen Charakter für vereinbar hält:
auch Ideen, Artikel, Aufrufe, Pam­
phlete, sozialistisch, sozialdemokra­
tisch, christlich, revolutionär müssen
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Wer entscheidet über
Atomenergie?

Dieser leise Zweifel resümiert die
geschichtliche Notwendigkeit des
subjektiven Faktors, ohne den der
befreiende Gedanke bloß gedachte
Befreiung bleibt, die umwälzende
Theorie bloß theoretische Umwälzung
und Realismus zum Opportunismus
wird. Nenning vorzuwerfen, daß er
mit reformistischem Wasser kocht,
ist müßig. Daß er es aber, wenn es
verdampft ist, als Umschlagprozeß
in den Sozialismus ausgibt, ist un­
seriös. Und wenn er sein Wässerchen
nur aufkocht, um den Thermophor
für sozialdemokratische Bauchschmer­
zen zu bereiten, ist auch nichts dage-

"Die kapitalistische Wachstumsideo­
logie sieht das Prinzip der Akkumula­
tion von allen humanen und ökologi­
sehen Notwendigkeiten losgelöst. So

war unser Wirtschaftssystem zwar fä­
hig, die Produktivkräfte gegenüber
dem z. B. mittelalterlichen Wirt­
schaftssystem ungeheuer zu entwick­
eln, doch zerstörte es neben den
menschlichen Beziehungen auch zu­
nehmend die materielle Basis des
Lebens überhaupt. Diese Tatsache,
die sich wie ein immer stärker wer­
dender roter Faden durch unsere Ver­
gangenheit und Gegenwart ziehen,
wurden in der Linken bisher zu ein­
seitig diskutiert ... Heute besteht die
Möglichkeit, das Leben auf der Erde
so nachhaltig zu stärken, daß der
weltweite Aufbau eines alternativen
Wirtschaftssystems entscheidend be­
hindert wird. " (aus: "Friedlich in die
Katastrophe", H. Strohm)

ATOMKRAFTWERKE SIND EIN ZU
GROSSES SICHERHEITSTECHNISCHES
UND GESUNDHEITSGEFÄHRDENDES
RISIKO

Unter den Wissenschaftern sind die
Meinungen über die Gefährlichkeit
der Erzeugung von Atomstrom geteilt.
Unbestritten ist aber. daß noch zu
wenig Forschungsergebnisse über mög­
liche und ausschließbare Gefahren­
momente vorliegen. Die Bedenken
der Atomkraftwerksgegner hinsicht-
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gen zu sagen, solange er dies nicht
als die eigentlich authentische revo­
lutionäre Praxis feiert.

Wenn er sich schon zur Ehrlichkeit
aufrafft zuzugeben, daß zum Journa­
lismus stets eine Portion Opportunis­
mus gehört, soll er doch bei dem
Leisten bleiben. Wenn er an Marx
herummurkst, ist er weder rot noch
realistisch, weder Realist noch Ver­
räter, weder Fisch noch Fleisch,
weder Revolutionär noch Reformist,
weder Denker noch Dichter, sondern
- eben ein Journalist.

lieh der Gefährdung der Umgebung
von Atomkraftwerken (Nebelbildun­
gen, Erwärmung der Flüsse, Abgabe
radioaktiver Substanzen) können zwar
bezweifelt, aber nicht entgegnet wer­
den. Einige störfälle kamen einem
Super-GAU bedenklich nahe (im
"Spiegel" läuft eben über dieses
Thema eine Serie). Bis 1973 sind
58 Reaktoren wegen Störfälle ent­

weder stillgelegt, oder gar nicht in
Betrieb genommen worden. Das
Atomkraftwerk - Würgassen wurde
nach dem selben Schema wie das in
Zwentendorf gebaut. Es ist seit 1971
in (oder besser gesagt außer) Betrieb
und brachte die AEG an den Rand des
Ruins. Anläßlich eines dort einmal
auftretenden Schadens vertrat Bundes­
minister Genseher die Ansicht, "daß
der aufgetretene Schaden seiner Art
und dem Umfang nach dem größten
anzunehmenden Unfall (Gau) nahe­
kommt, für den Sicherheitseinrich ­
tungen des Siedewasserreaktors, ein­
schließlich des Sicherheitseinschlus­
ses zur RUckhaltung radioaktiver stof­
fe gerade noch ausgelegt sind. " (zit.
nach Strohm, Seite 296).

Sicherlich sind ein Großteil der Un­
fälle in der weiteren Entwicklung
vermeidbar. Aber gerade das Faktum,
daß Atomkraftwerke noch lange keine
ausgereifte Technologie sind, bestä­
tigt unsere starken Vorbehalte gegen­
über Atomkraftwerks-Beftirwortern,
welche die Unfälle verschweigen oder

uns präpotentangeifern, der technolo­
gische Fortschritt bringe halt große
Gefahren mit sich (wie z. B. Kieml
von der Nationalbank).

Noch gravierender sind die Probleme
der Wiederaufbereitung und Fndlage­
rung.

MIT JEDEM WEITEREN ATOMKRAFT­
WERK STEIGT DIE ABHÄNGIGKEIT
VON DER ATOMINDUSTRIE

Prof. Broda: ''Natürlich wird mit j e­
dem Jahr, in dem weitere riesige
Beiträge in Kernkraftwerke, in mit
ihnen zusammenhängende Anlagen
und in die Heranbildung von Fachleu­
ten investiert werden, der schließlich
doch noch notwendige Rückzug von
der Kernenergie schwerer. Die Schwie­
rigkeiten der Fnergiewirtschaft werden
in vielen Ländern vom Militär aus­
genützt. .. Zusammen bilden sie
(Großkonzerne und Teile des Mili­
tärs) den militärisch industriellen
Komplex. " Die Atomkraftwerks­
Industrie ist der Prototyp einer neuen
Schaltstelle im Imperialismus. In
einem bisher unbekannten Ausmaß
gelingt es dieser Gruppe von Mono­
polen ihre enge Verfilzung mit staat­
lichen Stellen (z. B. Siemens Öster­
reich) in der staatlichen Forschungs-,
Fnergie - und generellen Wirtschafts­
politik zum Ausdruck kommen zu
lassen.

WIRD DIE ATOMENERGIE IN DEN
NÄCHSTEN JAHREN AUSGEBAUT,
SO IST DER GEFÄHRLICHE SCHNELLE
BRÜTER EINE UNA USWEICHLICHE
FOLGE, da die reichen uranhältigen
Erze zur Jahrhundertwende ausgehen
werden. Ein mögliches Versagen im
"Schnellen Brüter" kann im Gegen­
satz zu den heute üblichen Atomkraft­
werken eine atomare Explosion be­
wirken. Weiters ist Plutonium unter
allen Stoffen von praktischer Bedeu­
tung das bei weitem gefährlichste
Gift.

"So waren per 31.12.1975 insgesamt
173 Atomkraftwerke mit einer instal­
lierten Nettoleistung von rund 71. 000
MW in Betrieb, jedoch 353 mit einer
Nettoleistung von 323.000 MW in
Bau oder bestellt ... Wird in den
nächsten Jahren - und die Atomin­
dustrie und die ihrem Einfluß nachge­
benden Regierungen befinden sich



eindeutig auf dieser Linie - im bis­
herigen Ausmaß weitergeplant und
gebaut, ist die 'Diktatur des Plutoni­
ums' mit ihren ungeheuren Gefahren
unanbwendbar" (Paul Blau).

DER GRÖSSTE TEIL DER ENERGIE­
FORSCHUNGSAUFWEN"DUNGEN
FLIESST IN DIE ATOMEN"ERGIE­
FORSCHUNG. DAMIT WIRD DIE
EN"TWICKLUNG ANDERER ENERGIE­
TRÄGER BLOCKIERT

In der BRD verschlingen Militär und
Atomtechnologie 80 %der Forschungs­
aufwendungen. Das vierte Atompro­
gramm sieht für 1974-1977 6,1 Mrd.
DM für Atomforschung vor. In den
USA ist die Weltraumforschung ein
weiterer Schwerpunkt. In ÖSterreich
spielt sich alles in viel geringeren
Größenordnungen ab. 1973 betrugen
die staatlichen Forschungsgelder für
Erdwärme- Wind - und SOnnenergie
zusammen nicht einmal eine Million
Schilling. Für die Kernkraftwerks­
forschung wurden in diesem Jahr
38,8 Millionen Schilling ausgegeben.

POLIZEISTAATLICHE METHODEN"
WERDEN" IM GEFOLGE DER ATOM­
KRAFTWERKS-PROJEKTE IMMER
STÄRKER EINGESETZT

Die Objekte müssen vor Atomkraft­
werksgegnern und Terroristen geschützt
werden. Die Kernbrennstoffe müssen
ganz genau kontrolliert werden und
Unfälle "müssen" vertuscht werden.
SO schreibt der französische Journa -
list M. Bosquet: "Gegner und Kritiker
des Atomprogramms werden vom In­
nenminist erium aktenmäßig erfaßt. ..
Ein internes Rundschreiben verbietet
allen Mitglieder der CEA (Commiseri­
at a l'Energie Atomique) jede Kritik
des französischen Atomprogramms.
Ein internes Rundschreiben der EDF
(EIectricite de France) betrachtet je­
de Infragestellung des Programmes
als ein subversives Unternehmen, um
das gute Funktionieren der Gesellschaft
zu behindern. Die gewerkschaftlichen
Rechte werden in verschiedenen Indu­
strien der Atomenergie beschnitten
oder bedroht. Die Beamten des zentra­
len strahlenschutzdienstes werden
durch Eid verpflichtet, die von ihnen
festgestellten Ausmaße von Radioakti­
vität geheim zu halten. Der nukleare
Imperativ wird zur staatsräson erhoben.

Sicherheitskräfte neuer Art werden die
Transporte begleiten, die Personen
im Umkreis von Kernkraftanlagen kon­
trollieren und die tausenden Arbeiter
überwachen, die direkt oder indirekt
mit Hantierung, Bearbeitung, Wieder­
aufbereitung und Lagerung von hoch­
aktiven stoffen, insbesondere Plutoni­
um beschäftigt sind ".

Die Alarmpläne für Katastrophenfälle
müssen es in sich haben, sie werden
nicht einmal publik gemacht, auch
auf die Gefahr hin, daß beim Eintre­
ten der Katastrophe diese Pläne von
der betroffenen Bevölkerung nicht ein­
gehalten werden können.

DIE KRlEGSGEFAHR STEIGT

Süd afrika, Pakistan, Indien, Brasilien,
Argentinien, aber auch die BRD sind
nicht gerade vertrauenswürdige staa­
ten. F. J. strauß ist einer der maßgeb­
lichsten Politiker im deutschen Atom­
wesen. Er war der erste Minister für
Atomenergie.

"Was heute manche Atomstaaten von
Atomwaffenstaaten unterscheidet.
sind lediglich ein paar stunden oder
höchstens Tage Arbeit an einer Bombe,
sofern sie sich rechtzeitig die paar
Kilogramm Plutonium abgezweigt ha­
ben. " ("Die Presse" 11.1.1977)

Lokale Konflikte laufen jetzt Gefahr
in Atomkriege auszuarten und auf
globaler Ebene wird es sich mit dem
"positiven" Moment des Gleichge­
wichts des Schreckens auch immer
mehr aufhören, da die Gefahr von
einer weltweiten Eskalation von "loka­
len" Atomkriegen natürlich immens

wird.

ALTERNATIVEN

Der Atomstrom ist zumindest ein Wag­
nis. Damit werden auch Befürworter
des Atomstroms übereinstimmen. Sie
versprechen uns dafür sichere Arbeits­
plätze und eine Steigerung des Lebens­
standards. Nach den offiziellen Prog­
nosen "muß" aber zur Erreichung die­
ses Zieles die Stromproduktion bis
zum Jahr 2000 versechsfacht und bis
zum Jahr 2050 versechsunddreißig­
facht ( ! ! !) werden. Das ist natürlich
nicht mit konventionellen Energieträ­
gern (Kohle, Gas, Wasserkraft, Erdöl)
zu bewerkstelligen. SOnnen -, Wind­
und geothermische Energie wird in

diesem Zeitraum die Lücke ebenso
nicht füllten können. Diese Energie­
prognosen führen in die Sackgasse,
nicht nur weil sie einen rapiden Ein­
satz der Atomenergie erfordern, son­
dern weil sie die Irrationalitäten unse­
res Wirtschaftssystems ins Unermeß­
liche steigern würden.

Zum Beispiel wird bei dem jetzigen
Wachstum der Atomkraftwerks-Produk­
tion nicht viel mehr Energie von den
fertigen Atomkraftwerken erzeugt
werden können, als für den Bau der
weiteren geplanten Atomkraftwerken
notwendig ist (inct der Uranförderung,
den Anreicherungsanlagen, Brennele­
menteerzeugung, Wiederaufbereitung ,
Endlagerung und Abbau der Anlagen).
"Die Schätzungen der Fachleute, wel­
che Verdopplungszeit gerade noch
möglich wäre, ohne insgesamt mehr
Energie für den Bau neuer Kraftwerke
aufwenden zu müssen, als die gerade
gebauten liefern, gehen auseinander:
sie liegen aber meist zwischen weni­
ger als einem Jahr und fünf Jahren, In

den Plänen vieler westlichen Industrie­
staaten sind für den Ausbau der Kern­
energie in den nächsten Jahren Ver­
dopplungszeiten von etwa fünf Jahren
vorgesehen" (Seite 19, "Kernenergie
- ein Problem unserer Zeit". Hrsg.

Bundespressedienst) .
Zum Beispiel errechnete Schaefer vom
Porsche Entwicklungszentrum , daß
bei einer technologisch möglichen
Verbesserung der Autos hinsichtlich
zeitlicher Haltbarkeit enorm viel Ener­
gie eingespart werden könnte. Hielten
die in einem Jahr erzeugten VWs dop­
pelt so lang, so könnte man dadurch
so viel strom einsparen, wie für die
einjährige stromversorgung von ÖSter­
reich notwendig ist. Sicherlich gibt
es noch einen großen Bedarf an ener­
gieintensiven langlebigen Güter, be­
stimmt wird zur Humanisierung der
Arbeitswelt oft zusätzliche Energie
notwendig sein. Wenn man aber die­
sen Mehrbedarf mit den möglichen
Einsparungen vergleicht, so ließe sich
ohne Verzichte auf eine steigerung
der Lebensqualität das Energiewachs­
tum drosseln.

40 %des Energieverbrauchs entfallen
auf die Raumheizung und die Warm­
wasseraufbereitung. Die hochwertigen
Energieformen, wie Elektrizität, Koh­
1e' Gas und Öl, könnten in diesem
Bereich mit Hilfe neuer Forschungs-
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Oberg angsgesellschaften:

Der lange Marsch zum
Sozialismus

prioritäten durch direkte Nutzung der
Sonnenernergie ersetzt werden. Der
Komplex Verkehr und Gütertransporte
müßte nach vernünftigeren Richtlinien
gelöst werden. Auf dem Gebiet von
energiesparenden Technologien und
einer ausgewogeneren dezentralen
Wirtschaftsstruktur sind die Gedanken
von Illich und Schuhmacher diskus­
sionswürdig.

Alle diese Vorschläge sind nur länger­
fristig realisierbar. Außerdem erfor­
dern sie einen grundsätzlichen politi ­
sehen WandeL Solange das kur zfristi ­
ge auf Einzelunternehmen orientierte
Rentabilitätsdenken vorherrscht, wird
langfristige Planung unter den oben
genannten Gesichtspunkten unmöglich

sein.

Eine Inbetriebnahme des Atomkraft­
werks Zwentendorf bedeutet bestimmt

Diesen Übergangsgesellschaften , die
den "realen Sozialismus" für sich re­
klamieren, ist ein Mammutanteil lin­
ker Publikationen der letzten Jahre
gewidmet. Und die Stellung zur So­
wjetunion (einst der Prüfstein für Sozia­
listen, der unter Stalin durch die
Komintern Bruderparteien und allen
Revolutionären oft wie ein Mühlstein
um den Hals gelegt wurde), ist heute
wieder aktueller denn je, wenn auch
noch komplizierter geworden. Denn
die SU hat sich nach dem 2. Weltkrieg
im Kleinen multipliziert und im Gros­
sen wahrhaftig verdoppelt: mit den
Volksdemokratien in Oste uropa ent­
stand das "sozialistische Lager" - wo­
bei für ein Bündnissystem sicherlich
auch ein weniger verfängliches Wort
als dieses "Lager" hätte gefunden wer­
den können; die chinesische Revol ution
hat dem größten Land der Erde das
größte Volk der Erde im weltrevolu­
tionären Prozeß an die Seite gestellt.

Dem politischen und moralischen Pres­
tige dieses nicht nur geographisch im­
posanten Gebildes konnten sich Kommu­
nisten und Sozialisten trotz aller oder I
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keine Sicherung der Arbeitsplätze,
eine "ausreichende" Versorgung mit
Energie war wohl noch nie eine Garan-

tie für Vollbeschäftigung. Bei Energie­
engpässen werden aber sicherlich die
Beschäftigten das am ehesten zu spü­
ren bekommen.

Für Zwentendorf wäre noch eine ge­
naue Kostenrechnung interessant, die
aufdecken könnte, daß trotz der in­
vestierten 6-9 Miliarden SChilling
eine Nichtinbetriebnahme billiger
käme als die mit der Betriebnahme
verbundenen Kosten der Stillegung
der radioaktiven Anlagen, der siche­
ren Müllzwischen - und Endlagerung,
der stark ansteigenden Uranpreise,
der immer teurer werden Zwischen­
aufbereitung, verschiedener Störfälle
etc.

Hans Steiner *

gerade wegen der enormen Schwierig­
keiten und Probleme im Leben dieser
Länder nicht entziehen ohne ihre poli­
tische Identität aufzugeben. (Viele
gaben lieber ihre persönliche Identität
auf.) Es bedurfte solcher Paukenschläge

wie des 20. Parteitags der KPdSU, des
Geheimberichts Chruschtschews, des
Aufstands in Ungarn 1956 und vor al­
lem des chinesisch -sowjetischen Bruchs
und der Intervention in der CSSR, um
überhaupt die Frage nach dem soziali­
stischen Charakter dieser Länder stel­
len, den sozialistischen Charakter die­
ser Länder in Frage stellen zu können
- ohne vor der Ungeheuerlichkeit sol­
cher Zwecke wenigstens ideologisch
zu Tode zu erschrecken. Auch schien
es zunächst, als könnte die Kardinal­
frage vermieden werden, indem durch
einen bloßen Wechsel der Bezugspunkte,
durch ihre historische und geographische
Verlagerung vom alten zu einem neuen
Zentrum der Weltrevolution und des
Aufbaus des Sozialismus (von Moskau

nach Peking) die Kontinuität gerettet
und gewahrt werden könnte - und sei
es um den Preis des Bruches. Indes

stellte sich in der Diskussion über die
Geschichte der sogenannten Übergangs­
gesellschaften gerade der Bruch oder
die Brüche als der rote Faden heraus,
sodaß heute besser von einer Kontinui­
tät der Brüche als von bloßen Brüchen
in der Kontinuität gesprochen werden
muß.

Eine

praktische Frag e

Nun könnten wir hier damit beginnen,
diese Brüche im einzelnen aufzuzählen
und zu analysieren. Wir sollten jedoch
den in der marxistischen Diskussion
über die Übergangsgesellschaften oft
gemachten Fehler vermeiden: vom Ge­
genstand, Sinn und Zweck der Diskus­
sion soweit zu abstrahieren. daß statt
der näheren Bestimmung eines prakti­
schen Verhältnisses, also Politik, "reine"
Theorie getrieben wird, die alles schön
schlüssig ableitet - teils aus der Fort­
dauer der Warenproduktion, der Tausch
verhältnisse und damit der"Entfremdung ",

teils aus dem Fortbestehen des Staates -,
aber mit den Resultaten nichts anzufan­
gen weiß.

Es geht schlicht und einfach um folgen­
den handfesten Tatbestand: Einerseits
ist die gesellschaftliche Realität und
die politische Praxis des "realen Sozia­
lismus" für Kommunisten und Sozia­
listen der kapitalistischen Länder ein
diskreditierender oder der erschwerende
Faktor schlechthin im Kampf für eine
glaubwürdige sozialistische Perspektive.
Andererseits wäre ohne die materielle
Hilfe und den praktischen Beistand
dieser Länder der Sieg der Indochinesi­
schen Revolution über die US-Interven­
tion, der Sieg der MPLA in Angola über
Söldnertruppen und südafrikanische
Eliteeinheiten, die Fortschritte vieler
Befreiungsbewegungen der 3. Welt äus­
serst erschwert, um nicht zu sagen un­
möglich gewesen. Das Dilemma gilt
auch für die VRChina, wenn auch oft
mit umgekehrten Vorzeichen: die Kul­
turrevolution, die Handhabung wirt­
schaftlicher und anderer innenpoliti­
scher Probleme haben in vielen Fällen
für die marxistische Linke außerhalb
der Übergangsgesellschaften exempla­
rischen Charakter gewonnen. Die chi­
nesische Außenpolitik ist dafür umso

schockierender und unverständlicher.
Freilich ist auch die Außenpolitik der
SU und ihrer Verbündeten nur in einigen



Ausnahmefällen, die die Regel bestä­
tigen' von jenem progressiven Charak­
ter' der sich sonst in der zumeist prak­
tizierten Außenpolitik schmerzlich ver­
missen läßt. Das jüngste Beispiel bie­
tet dafür Indien. Aus rein geographi-

sch -strategischen Überlegungenwird
die Indira -Gandhi - C1ique, wird die
Kongreßpartei als Garanten des Fort­
schritts glorifiziert, wird ihre Außen­
politik als friedliebend gefeiert, wer­
den die moskautreuen Komlllunisten
in eine Situation manövriert, die
- nicht das erste Mal in ihrer Ge­
schichte /siehe OL, Nr.16/ - nicht nur
subj ektiv entwürdigend, sondern vor
allem obj ektiv für die Komm unisten
und für eine sozialistische Alternative
in Indien katastrophal ist. Wir könnten
eine komplette Liste aufstellen. Wir
wollen aber am Wesentlichen festhal­
ten : die Existenz und die Politik des
"realen Sozialismus" ist zutiefst wider­
sprüchlich. Sie trägt progressive Züge,
was die Unterstützung des antiimperia­
listischen Kampfes und der nationalen
Befreiungsbewegungen der 3. Welt be­
trifft. Sie ist rückschrittlich oder zum
mindesten dem Fortschritt hinderlich
durchwegs dort, wO ihre Maßnahmen
und Entscheidungen repressiver Art sind.
der Knebelung und Unterdrückung de­
mokratischer Freiheiten und Rechte
dienen.

Verkehrte Basis,
verrückt er Oberbau
Damit sind wir auch beim zentralen
Punkt der Kritik an den realen Ver-

hält nissen in der SU und den Volksde­
mokratien. Und hier läßt sich wieder
der ambivalente Charakter des "realen
Sozialismus" ein zweites Mal in aller
Schärfe aufzeigen: Die Produktions­
mittel sind privater Verfügungsgewalt
weitestgehend entzogen worden, die
Früchte gesellschaftlicher Produktion
werden nicht mehr privat angeeignet
- wenn es auch noch genug Schmarot­
zer und privilegierte Nascher gibt. So­
weit ist ein e der Voraussetzungen
sozialistischer Produktions- und Aneig­
nungsweise geschaffen, die Basis aller
kapitalistischen Ausbeutungsverhält ­
nisse umgewälzt worden - aber etwas
fehlt. Eine zweite, ebenso unabding­
bare Dimension sozialistischer Ver­
hältnisse, die direkte Produzentende ­
mokratie, die freie Assoziation der
Produzenten, wie Marx es nannte, ist
bis auf verstümmelte Karikaturen nir­

gends in Sicht. 1m Namen einer Dik­
tatur des Proletariats. als dessen Vor­
bild wiederum Marx die Pariser Kom­
mune mit ihren Basis- und Räteorga­
nen, mit deren jederzeitiger Wählbar­
keit und AbwählbarkeiL Verantwort­
lichkeit und Rechenschaftspflichtig­
keit feierte, im Namen dieses heroi­
schen Modells der radikalen Aufhe­
bung - Ergänzung und Bereicherung ­
bürgerlicher Freiheiten und Tugenden
herrscht in diesen Ländern eine öde
und plumpe Diktatur einer Partei, d. h.
ihres bürokratisch erstarrten Apparates.
d. h. dessen oberster Führung, d. h.
ihres obersten Führers. Streng hierar­
chisch, feudalistisch, eben einer frü­
heren, vorsintflutlichen Produktions­
weise entstammend. die neue. kei­
mende erstickend, zurückwerfend,
behindern.

Freilich ist diese neue Produktions­
weise mehr in ihren Ansprüchen als
in ihren tatsächlichen Funktionen,
mehr nach ihren Anlagen als nach
ihren bestehenden Erscheinungsformen
präsozialistisch oder gar sozialistisch
zu nennen. Freilich sind auch alle
Formen der Entäußerung des Produzen ­
ten, die Bedingungen der Arbeit und
ihre Bewältigung, die Mehrwertpro ­
duktion, die Befriedigung gesellschaft­
licher Bedürfnisse und ihre Reproduk­
tion denen kapitalistischer Länder ver­
dammt ähnlich geblieben. Und das
noch mit dem erheblichen negativen
Unterschied gegenüber den hochent­
wickelten kapitalistischen Ländern,
daß im "realen Sozialismus" vielmehr
Ausschuß, und das viel langsamer und

viel aufwendiger, daher auch gesamt­
gesellschaftlich teurer erzeugt wird.
Daß oft die Quantität der Produkte ­
im buchstäblichen Sinn der Schwere
und Schwerfälligkeit der Menge -
der Qualität kapitalistischer Erzeug-

Zwei verdiente Genossen: Der Ober­
befehlshaber der Warschauer Pakt­
Streitkräfte (links). Der Chef des Ge­
neralstabs der Sowjetarmee (rechts)

nisse oft nachhinkt oder gänzlich un­
terliegt. Und freilich gleichen die
Formen der Aneignung, die Vertei­
1ung des gesellschaftlichen Produkts
jenen im Kapitalismus wie abgeschaut.
Allerdings mit dem ärgerlichen nega­
tiven Unterschied gegenüber den kapi­
talistischen Ländern, daß im "realen
Sozialism us" Dienstleistungen ver­
schiedenster Art, soweit sie nicht die
Grundbedürfnisse betreffen. sondern
Bedürfnisse höherer Lebensqualität
darstellen, entweder nicht und nicht
funktionieren oder erst gar nicht vor­
handen sind. Gewiß: ein bestimmter

niedriger Durchschnitt an Lebensstan­
dard ist für jeden garantiert, Arbeits­
losigkeit und Existenzsorgen ganz kra­
ßer Art sind unbekannt, soziale Ein­
richtungen wie Kinderhorte, Kinder­
gärten, die Kosten der Ausbildung und
des Unterrichts, kultureller Leistun ­
gen sind einem wirklichen Massenan­
spruch und Massenbedürfnis angepaßt,
oft besser entwickelt und gewährleistel
als in den Mustersozialstaaten der ka­
pitalistischen Welt. Es gibt im allge­
meinen weniger Streß, weniger Ar-
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Zsolt Patka*

beitshetze, weniger, Leistungsdruck,
weniger Nervenbelastung - aber etwas
fehlt.

Des Rätsels Lösung

Dieses fehlende Etwas, die sozialisti­
sche Demokratie, wäre auch des Rät­
sels Lösung für unbefriedigende Pro­
duktivität und verheerende Arbeits­
moral, für die mangelnde Qualität
der Prod ukte, für Versorgungsschwie­
rigkeiten und Fngpäße, fUr bürokrati­
sche Langsamkeit und Schlamperei,
für die erschreckende Gleichgültig­
keit gegenüber dem gesellschaftlichen,
das heißt eben kollektiven Eigentum
und Interesse. für den demonstrativen
Rückzug ins Privatleben, für die neuen
bisher unbekannten Blüten des Egois­
mus, der Fngstirnigkeit und Verlogen­
heit. Jawohl, das Fehlen von diesem
Etwas und die gesellschaftlichen Aus­
wirkungen davon produzieren plötz­
liche Explosionen, exzessive Fntla­
dungen des Volkszorns und des Protests:
in Stettin und Danz ing .) 1970 und
- wie sich doch die Geschichte in
diesen Ländern wiederholt! - aus fast
densei ben Ursachen in Ursus und Ra­

dom 1976; 1953 in Ost-Berlin; 1956

in Polen und in Ungarn. Die Unruhe
der Intellektuellen in der SU und der
DDR, in Polen und der CSSR, in Ru­
mänien und Ungarn - sie sind oft hilf­
loser und daher unbeholfener Ausdruck
des Fehlens der sozialistischen Demo­
kratie, d. i. politische Kontrolle von
unten, die permanente Konfrontation
des Erreichten mit dem Geplanten
ohne Schönfärberei, in aller Offenheit
und Öffentlichkeit, mit den Waffen
der Kritik und Selbstkritik auf allen
gesellschaftlichen Ebenen gegenüber
allen politischen Instanzen ohne Be­
vormundung und Reglementierung,
ohne den Schatten der Möglichkeit
der Einschüchterung oder Verfolgung.

Wirklicher
Sozialismus
oder Barbarei

Der Sozialismus kann nur weltweit in
sich geschlossen und homogen errich­
tet werden, Inmitten eines übermäch­
tigen kapitalistischen Weltmarkts und
imperialistischer Bedrohung werden
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Prod uktions- und Distributionsstruk­
turen, werden Staat und staatsorgane
weder total transformiert, noch zum
Absterben gebracht werden können.
Das eine ist ein Ding objektiver Un­
möglichkeit, das andere eine Frage
des Überlebens, Die Deformationen
der jungen Sowj etrepublik unter Le­
nin waren der kühl und kühn kalkulier­
te Preis fürs Überleben. Überlebt (aber
auch sich überlebt) haben die Defor­
mationen und wurden zum System,
das mal friedlich, mal bewaffnet
innen und außen befestigt werden muß.
Die Übergangsgesellschaften haben
Festungscharakter. Der Belagerungs­
zustand wirkt sich oft stärker nach
innen als nach außen aus. Es ist leicht­
fertig. den höchsten Verantwortlichen
dieses Systems unterstellen zu wollen,
daß sie nur wegen der Identifikation
ihrer eigenen Macht mit den gesell­
schaftlichen Notwendigkeiten zu den
Schlußfolgerungen kommen, die das
System immer wieder in die Sack­
gasse fUhren. Es ist vielmehr die
Angst vor unberechenbaren inneren
und äußeren Fntwicklungen, die das
Bürokratenhirn und -herz quälen, ihm
das nahelegen, was am sichersten
scheint: die Befestigung seiner Herr­
schaft über die Gesamtgesellschaft .
Diese Logik kann nur durch Erfahrun ­
gen ad absurd um geführt werden.
Durch schlimme, durch blutige Er­
fahrungen, die heute bereits eine
Grenze erreicht haben, wo sich die
Frage für die Übergangsgesellschafter.
in schicksalshafter Eindringlichkeit
stellt: sozialistische Demokratie oder
Stalinismus, Die Antwort auf diese
Frage wird nicht ohne Folgen bleiben
auf die Beantwortung der Kardinal­
frage in den kapitalistischen Ländern,
die da lautet: Sozialismus oder Bar­
barei.

-)(- II'ir sind IInS hewlllJt. daß von revanchisti­

sellcr Seite die delltsche Geceiehnllng für

diese Städte allS politischen Gründen ver­

wendet wird. lIIir sind aher andererseits der

:-deinllni<. daß nach 30 Jahren die ZlIgehörig­

Leit 711 Polen allch dllrch die delltschen Ge­

zeichnllngen nicht hestritten werden Lann.

AllCl1 "Rom" lind "Lissahon" - statt Roma

lind Lishoa meinen Ja nicht großdelltschen

Challvinismlls.

Agypten:

Modernes
Pharaonen­
turn

Eines der gängigen Klischees in der
Geschichte des Horrorfilms ist die
Mumie, die zu neuem Leben erwacht
und auf technisch mehr oder minder
ausgeklügelte Art ihre Umgebung in
Schrecken versetzt. Die Bauern des
Niltals, die Fellachen, bedürfen frei­
lich keiner künstlichen Gruselvisio­
nen und schon gar nicht jener, von
einbalsamierten Königen. Umsomehr,
als sich die Lebensbedingungen der
ägyptischen Bevölkerung seit der
Pharonenzeit kaum verändert haben.

Noch immer sind 75 %aller Ägypter
und mehr als 90 %aller Fellachen
Analphabeten, kommen auf dem
Land auf 10.000 Menschen vier Spi­
talsbetten. Noch immer ist Ägypten
ein Agrarstaat, in dem 60 %der 36,4

Millionen Einwohner vom Ackerbau
leben. Dies ist allerdings nur wenige
Kilometer zu beiden Seiten des Nils
möglich, wo die Bevölkerungsdichte
bei 1. 000 Köpfen pro Quadratkilome­
ter liegt und sich ständig erhöht. Na­
hezu um eine Million jährlich ver­
größert sich die ägyptische Einwoh­
nerzahl. Dadurch, daß der Gesamtum­
fang des bebaubaren Bodens trotz ver­
schiedener Staudämme kaum vergrö­
ßert wurde, wird die landwirtschaft­
liche Nutzfläche prozentuell immer
geringer. Waren es 1907 noch 0,48

Feddan (1 Feddan =4.200 Quadrat­
meter), sind es heute nur mehr 0,15

Feddan pro Kopf. Darüberhinaus wur­
de das Feudalsystem durch die "Revo­
lution" Nassers und seiner Offiziers­
freunde 1952 nur oberflächlich besei­
tigt.

Vom Feudaladel zur

Ag rarbourgeoisie
Die ehemaligen Paschas haben das
ihnen einst enteignete Land bzw.
durch BeWässerung neu gewonnenen
Ackerboden wieder großteils aufge­
kauft und vermieten es nun an Fella-



Der Pharao beschenkt verdiente priester(aus einem alten Gra~

chen weiter. Denn diese sind zumeist
nicht in der Lage, die Kosten für lang­
fristige Investitionen wie Bewässerung
oder chemische Bodenaufbereitung zu
tragen. Auch die zukunftsträchtige
Änderung der Anbaustruktur von Baum­
wolle, einem Erbe des britischen
Kolonialismus, auf Getreide, Reis
und Früchte, läßt sich nur von den
finanzkräftigen "alten Familien" be­
werkstelligen.

wohl gibt es staatliche Kooperativen
und Maschinenringe, Resultat der Ära
Nasser und seines "Arabischen Sozia­

lismus". Doch wurden diese Einrich­
tungen unter Sadat unter dem Schlag­
wort der "Agroindustrie" teilweise
reprivatisiert. Denn das Konzept des
Präsidenten heißt "ökonomische Öff­
nung" und zielt auf möglichst rasche
Industrialisierung des Landes durch
Förderung der Agrarbourgeoisie und
dem größtmöglichen Entgegenkom ­
men gegenüber ausländischen Investo­
ren andererseits. Ein 1974 verab­
schiedetes Gesetz ermöglicht auslän­
dischen Banken vollkommene Hand­
lungsfreiheit.

Der noch vorhandene Rest der bäuer~

lichen Kollektiveinrichtungen befin­
det sich unter der Kontrolle der alles
beherrschenden und sprichwörtlich
korrupten Regierungspartei "Arabische
Soz ialistische Union". Deren Funktio­
näre kassieren nicht nur in Einzelfäl­
len von der größtenteils um ihre Rech­
te nicht wissenden Landbevölkerung
Beiträge für staatliche Leistungen wie

Schulbesuch, medizinische Betreuung
usw., die vom Buchstaben des Geset­
zes her gratis sind. Einige Parteibüro­
kraten haben in ihren Bezirken auch
Geldstrafen für die Abwesenheit bei
politischen Versammlungen einge­
führt, erreichen damit hohe Teilneh­
merzahlen und verstehen es überdies,
ihre persönliche Bereicherung mit
ihrer politischen Karriere bruchlos zu
verbinden.

Aufstand der
Hoffnung slosigkeit

Die Hoffnungslosigkeit ihrer Lage hat
die Fellachen schon seit der Pharao­
nenzeit immer wieder zu verzweifel­
ten Ausbrüchen getrieben. Die letzten
blutigen Zwischenfälle, die achtzig
Menschenleben kosteten, ereigneten
sich am 18. und 19. Jänner dieses
Jahres. Einige Polizeistationen, Bahn­
höfe und Parteilokale der Arabischen
Sozialistischen Union gingen in Flam­
men auf. Präsident Sadat griff eisern
durch, denn er wußte aus Erfahrung,
was zumindest aus solchen Unruhen
folgen könnte: 1952 hatten ähnliche
Ereignisse die Machübemahme der Of­
fiziere um Nasser vorbereitet. Einer
davon und der letzte, der heute noch
eine Machtposition innehat, war An­
war El Sadat.

Im Verlauf der Januarerej;snisse wur­
den mehr als 1. 200 Personen inhaf-

tiert, darunter bevorzugt Journalisten,
Universitätsprofessoren und andere In­
tellektuelle. Jegliche politische Be­
tätigung an den Universitäten wurde
untersagt. Rädelsführer der Aufrührer
- wie vor einiger Zeit etwa auch in
Polen offiziell als Banditen bezeich­
net - sollen 'Nasseristen und Kommu­
nisten" gewesen sein. Eine etwas ei­
genartige Verbindung, zumal die
Führer der verbotenen Kommunisti­
schen Partei schon im Gefängnis sit­
zen, seit sie Nasser dorthin bringen
ließ. Allerdings lieferten die Unru­
hen dem ägyptischen Präsidenten den
Anlaß, mit allen jenen aufzuräumen,
die, unter welchen Vorstellungen auch
immer, für eine soziale Politik ein­
treten.

Nur 60.000
Regimegegner?

Die einzige legale Kraft Ägyptens,
die derartige Ziele verfolgt, ist die
"Progressive und unionist ische Vereini­
gung". Sie distanzierte sich sowohl
von den Unruhen als auch von den von
Sadat hierauf beschlossenen Sonder­
gesetzen. Ein scheinbar kompromiß­
lerischer Schritt und dennoch in der
konkreten Situation gefährlich: Die
neuen strafbestimmungen bedrohen
alle Personen, die an "Streiks, Demo­
strationen, Sachbeschädigungen oder
Besetzungen von Gütern" teilnehmen,
mit lebenslanger Zwangsarbeit.

Diese bereits beschlossenen Maßnah ­
men ließ die Regierung am ]0. Febru­
ar durch ein "Referendum" absegnen,

bei dem angeblich 99,42 %aller
Wahlberechtigten dem verschärften
Strafrecht zugestimmt haben sollen.
In absoluten Zahlen hätten sich dem­
nach nicht einmal 60.000 dagegen
ausgesprochen. Präsident Sadat kann
zufrieden sein: verfügt er nicht über
ein zufriedenes Volk, so doch über
tüchtige Beamte.

Die Kapitalgeber
zeigen sich
erkenntlich
Das Vertrauen in einen dieser beiden
Faktoren hatten auch die Vertreter
Saudi-Arabiens und der Vereinigten
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Staaten noch vor dem Referendum,
gleich nach der Verabschiedung des
neuen Strafrechtes, gesetzt. Außer
einer Soforthilfe des US- Repräsentan­
tenhauses von 190 Millionen Dollar
wurde Ägypten ein 500 Millionen
Dollar Kredit gewährt. Über die Höhe
des saudiarabischen Fngagements
wird noch verhandelt.

Italien:

Am Arbeitsplatz
wird nicht geliebt!

LATEINAMERIKA
ANDERS

Zwei Tage vor dem Referendum traf
dann auch noch eine sowjetische
Außenhandelsdelegation in Kairo ein.
Die Regierungszeitung "Al Akhbar",
die noch tags zuvor die "Marxisten
und ihre ausländischen Hintermänner"
für die Ereignisse vom 18. und 19.
Jänner verantwortlich gemacht hatte,
beeilte sich zu erklären, daß die Son­
dergesetze sich nicht speziell gegen
Kommunisten richteten und kein Ägyp­
ter wegen seiner Weltanschauung ver­
folgt werde.

Die Gefangenen werden es gerührt zur
Kenntnis genommen haben.

R.H.*
Abonniert "LATEINAMERIKA ANDERS"!
(1 Jahr, 4 Hefte + Portospesen ÖS 60, -)
Informationsgruppe Lateinamerika IGLA
1050 Wien, Schönbrunnerstraße 24/23

:.~.

= ~=

Belize

KolulRbien

Peru
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Dies hat ein italienisches Gericht
rechtens erkannt.

Anlaß: in einem versteckten Winkel
der Lancia Autowerke zwischen Kar­
tons und Kisten taten es zwei ­
während der Mittagspause. Sie wur­
den entlassen.

Das Urteil begrüßen wir natürlich mit
sittlicher Erleichterung. Das gebeut
nicht nur die Moral, sondern auch
wirtschaftliche Vernunft. Denn wohin
führt sowas? Nicht nur daß die zwei
nachher außer Atem und mit wackeli­
gen Knien am Fließband stehen. Das
wäre noch halb so schlimm. Aber es
könnten die Leute allgemein anfan­
gen zu glauben, daß sie auch noch
leben während der Arbeit. Unerhörte
Gedanken! Schließlich verkaufen sie
ja ihre Arbeitskraft und nicht ihre Be­
dürfnisse. Die sollen sie gefälligst
zu Hause lassen, sonst könnten sie
noch auf so manche Idee kommen,

Nr2

IGLA

was alles schön wäre, wenn die Ar­
beit anders wäre. Dann paßt ihnen

plötzlich nicht mehr, wie das alles
so läuft. Die wollen dann gar ihre
Arbeitsbedingungen selbst gestalten
und sehen nicht mehr ein, warum
Hetze, Monotonie, Akkord, Lärm,
Gestank, Desinteresse, Hierarchie
einfach notwendig sind, so notwendig
wie das neueste Lancia Modell.

Die rotten sich dann zusammen, und
es kommt soweit, daß sie von der
Arbeitszeit bis zum Produktionspro ­
gramm alles selbst bestimmen ­
demokratisch nennen sie das auch
noch! Es fängt auch schon an, wie
z. B. vor ein paar Tagen in Italien:
Da hat der Zug zur Arbeit wieder ein­
mal Verspätung. Besetzen die nicht
glatt eine Garnitur und zwingen den
Lokführer, zu ihrer Fabrik zu fahren
und sie auch noch mitten auf der
Strecke aussteigen zu lassen..• (Am
Weg nach Hause hätte ich das eher
verstanden. Anmerkung der Tipperin
von "OL".) Die würden auch nur
noch produzieren, was sie selbst
beschlossen haben, z. B. Spitäler,
schöne Städte. Bildung, Technologie,
die ihnen gerade passen, weil sie
nicht gesundheitsschädlich sind.

Aber wo gibt' s für all diesen Unsinn
einen Markt? Die Wirtschaft funktio­
niert eben anders. Es muß sich alles
immer wieder rentieren, verwerten
lassen. Dabei kommt doch auch was
vernünftiges heraus, wie man überall
auf der Welt sieht. Nicht?

Also, bleiben wir wachsam! Im klei­
nen fängt es an. Da führen sich zwei
am Arbeitsplatz wie Menschen auf
und bringen andere auf den verant­
wortungslosen Gedanken, man könne
vielleicht die Produktion aller Lebens­
z~sammenhänge nach Bedürfnissen or­
ganisieren und nicht nach der Ver­
nunft des Profits. Pfui, Teufel!

(entnommen "Der rote Börsenkrach "
Wintersemester 1976/77 Nr. 12)



Frankreich:

Das Phänomen Chirac

Die kommenden Kommunalwahlen in
Frankreich haben der Öffentlichkeit
ein Schauspiel präsentiert, das in un­
erwarteter Heftigkeit die Spannungen
innerhalb der gegenwärtigen Regie­
rungsmehrheit zum Ausdruck gebracht
hat: Entgegen den Absprachen der Re­

gierungsmehrheit erhält der Kandidat
der "Unabhängigen Republikaner",
Michel d'Ornano übermächtige Kon­
kurrenz aus dem bürgerlichen Lager:
den Ex-Premier und Chef der Gaulli­
sten, Jacques Chirac. Der Kandidat
der Linkseinheit , diesmal unterstützt
durch eine gemeinsame Liste mit dem
PSU (Parti Socialist Unifie) - der al­
lerdings mit einer eigenen Wahlkam ­
pagne mit einem Schwerpunktprogramm
"Die Autos aus Paris" in die Pariser
Kommunalwahlen zieht -, ist tradi­
tionell chancenlos. Ihm werden rund
35 %gegeben. Dementsprechend ana­
1ysiert der folgende Beitrag die Krise
in der Regierungsmehrheit und ihren
sichtbaren Auslöser Jacques Chirac
(d. Red.).

Die Schnelligkeit, mit der sich Jac­
ques Chirac in der politischen Szene
Frankreichs etablieren konnte, die
Mittel, die er dazu verwendete und
die Öffentlichkeit, die er sich zu ver­
schaffen vermochte: all dies trägt die
Handschrift der einflußreichsten Füh­
rer des französischen und des interna­
tionalen Kapitals.

Der Beginn der
"Operation Chirac"

Alles begann mit den Kantonalwahlen
des Frühjahres 1976. Die Wahlergeb­
nisse hatten gezeigt, daß die franzö­
sische Linke die Mehrheit des franzö­
sischen Volkes hinter sich hatte, eine
Tendenz, die auch die Meinungsbe­
fragungen einhellig nachweisen konn­
ten. Hätten Parlamentswahlen stattge­
funden, die Linke hätte sie für sich
entschieden.

Giscard d'Estaing als Staatschef hatte
zwei Alternativen, auf diese Heraus­
forderung zu reagieren: Er konnte ent­
weder sein Image als "liberaler Re­
formpolitiker" auszubauen suchen
oder zurückkehren zu der autoritären
paternalistischen Linie a la de Gaulle
und Pompidou - zur Linie des trad i­
tionellen nationalistischen französi­
schen Kapitalism us.

Die Kernfrage der Politik in Frank­
reich war: Konnte die Regierungsmehr­
heit das Kleinbürgertum zurückgewin­
nen, und zwar sowohl das klassische
(Kleinhändler etc.) als auch das neu
entstandene (Techniker, mittlere An­
gestellte).

Giscards Politik war ein deutlicher
Komprom iß. Einerseit s stärkte er die
gaullistische Position in der Person
Jacques Chiracs, in dem er diesem
den Posten des "Koordinators der Re­
gierungsmehrheit" anvertraute. An­
dererseits aber setzte er seine grund­
sätzlich "europäische" Poltik gegen
den Willen der Gaullisten fort, speziell
auf steuerlichem Gebiet (Einführung
der Mehrwertsteuer) und setzte Maß­
nahmen zur Verhinderung des Steuer­
betrugs in großem Ausmaß, um den
Forderungen der kleinen Händler nach­
zukommen.

Diese politische Unsicherheit im Vor­
gehen Giscards war im wesentlichen
seine Reaktion auf die divergierenden
Auffassungen der bürgerlichen National
ökonomen zur Krise. Die einen setzten
auf einen baldigen Wirtschaftsauf­
schwung, die anderen auf eine lang­
fristig krisenhafte Entwicklung. Diese
beiden Auffassungen haben natürlich
unterschiedliche Auswirkungen auch
auf die aktuelle wirtschaftliche Ent­
wicklung und - noch stärker - auf
das "psychologische Klima".

1m August 1968 brach die Krise zwi­
schen dem Präsidenten und dem Pre­
mierminister aus. Chirac nahm seinen
Hut - und die "Operation Chirac" be­
gann abzulaufen. Diese entfaltete
sich in zwei Phasen:

1. Die Eroberung des Apparates der
gaullistischen Parte i U. D. R.
(Union pour la Defense de la Repu­
blique, Union zur Verteidigung der
Republik, unter diesem Namen von
de Gaulle im Mai 1968 gegründet).

2. Gründung einer populistischen Be­
wegung in alter bonapartistischer
Tradition des Gaullismus, nach
streng autoritären Organisations­
prinzipien.

Die erste Phase, die Eroberung des
Parteiapparates, gelang durch einen
Staatsstreich, dessen brillante Pla­
nung und Ausführung die Parteima-

schine gänzlich verblüffte. Dieser

Staatsstreich wurde durch den Umstand
erleichtert, daß sich in den gaullist i ­
schen Reihen Enttäuschung breitrnach ­
te, die durch den Sieg Giscard d'Es­
taings über Chaban Delmas und damit
den Prestigeverlust der gaullistischen
Partei als Staatspartei entstanden war.
Damit verbunden ging auch der Wan­
del in der staatsbürokratie voran: die
alten "gaullistischen Barone", Ver­
waltungsbeamte. die aus der Resi­
stance stammten wurden von den
Technokraten Giscards abgelöst.

Dieser Wandel im staatsapparat war
sicherlich die Folge der Veränderun­
gen des Kapitalism us in Frankreich.
Das "Goldene Zeitalter" des Gaullis­
mus mit seinem traditionellen, natio­
nalistischen Kapitalismus wurde von
einem technokratischeren. internatio­
nalen abgelöst. Dieser Wandel ließ
sich aber auch politisch an Hand der
führenden Köpfe des französischen
Bürgertums festmachen.

Auch die zweite Phase, die Gründung
einer echten mittelständischen Mas­
senbewegung, gelang dem französi­
schen Franz-Josef Strauß in atembe­
raubendem Tempo. Die alte U. D. R.
hatte den Gaullismus von einer Mas­
senbewegung zu einer Honoratioren­
partei verkümmern lassen. Unter
Pompidou war diese Entwicklung
scheinbar irreversibel geworden.

Durch die Schaffung der R. P. R. gelang
es Chirac, der de Gaulle-Nostalgie
organisatorisch Ausdruck zu verschaf­
fen. Sie entsprach der wachsenden
Enttäuschung des französischen Kapi­
tals über die glücklose Politik Giscards
ebenso, wie sie auf Teile des Klein-
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bürgertums anziehend wirkte. Ihre
organisatorische Form, die Massenbe­
wegung, die vom Charisma ihres Füh­
rers lebt und von diesem strikt autori­
tär geführt wird und die Ideologie,
eine "französische" Politik unabhän­
gig vom internationalen Kapital und
von kommunistischen gesellsch:!.ftspo­
litischen Veränderungen zu führen.
orientiert am ganzen französischen
Volk und nicht an Klasseninteressen,
hat auf die mittelständischen Schich­
ten nie seine Wirkung verfehlt.

Chiracs Ziele
Chiracs Ideologie enthält im Prinzip
überhaupt keine neuen oder originellen
Züge: Sie ist die alte gaullistische

Ideologie, populistisch, mit einer

starken verbalen Aussage an das inter­
nationale Kapital und der Hervorstrei­
chung nationaler Werte.

Programmatisch fordert Chirac Mitbe­
stimmung auf allen gesellschaftlichen
Ebenen und eine gerechtere Verteilung
des gesellschaftlichen Reichtums, kurz
all das, dem er sich so lange mit aller
Kraft entgegengestellt hatte, als er
noch Premierminister der Republik
war.

Neben den populistischen Tönen läßt
Chirac - ebenso wie vor ihm der große
General - noch die reaktionären aus
dem Sack. Er fordert die Wiederkehr
der traditionellen bürgerlichen Werte,
Begriffe wie "Ordnung ", "Sicherheit",
"Autorität", "Familie", "Vaterland"
und dergleichen mehr fehlen kaum in
einer seiner Rede und sind natürlich
mit der entsprechenden Forderung nach
"Ausbau des Sicherheitsapparates " ge­
koppelt.

Im Zusammenhang mit dem Klima
wachsender Unsicherheit finden seine
Reden immer größere Zuhörerschaft:
Im städtischen und ländlichen Klein­
bürgertum, bei den Bauern und ebenso
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bei denjenigen Arbeitern, die gerade
aus ländlichen Regionen in die Industrie
übergewechselt sind.

Kurzfristig lassen sich die Ziele Chiracs
auf die Wiedereroberung derjenigen
Teile des Kleinbürgertums einschrän­
ken, die sich - ökonomisch enttäuscht
- vom Gaullismus abgewandt haben
und speziell zur Sozialistischen Partei
abgewandert sind. Ein nicht zu unter­
schätzender Anteil dieser Kleinbürger
hatte zugleich die schwere Niederlage
des Gaullismus und das erruptive An­
wachsen der Sozialisten verursacht.
Wenn man davon ausgeht. daß dieser
Teil der Wählerschaft zwischen 60/0
und 8 %ausmachen und die SP dem­
entsprechend von 1973 18 %auf 1976
25 %angewachsen ist, erkennt man,
wie wichtig die Rückgewinnung dieser
Wählerschicht für Chirac ist.

Dementsprechend ist auch seine Ideo­
logie ausgerichtet, die einerseits ver­
sucht, die gaullistische Nostalgie zu
verbreiten und deshalb andererseits
auf dem Klavier der Angst vor der
ökonomischen Krise und vor dem ge­
sellschaftlichen O1aos spielt.

Langfristig hat sich das Großkapital

schon auf eine Wahlniederlage der

jetzigen Regierungsmehrheit einge­
stellt und versucht dementsprechend,
über Chirac einen Parteiapparat auf
die Beine zu stellen, der ausreichend
stark und strukturiert ist, um auf dem
legalen Weg wieder zur Macht zu kom­
men' wenn es dem Kapital gelingt,
durch ökonomischen Boykott die psy­
chologische Panik zu erzeugen. Die
gaullistische Partei ist die einzige Par­
tei der Rechten, die auf Grund ihrer
stärke im stande ist, dafür die Ga­
rantie zu übernehmen.

Die Parteien der Linkseinheit begehen
einen schweren Fehler, wenn sie das
Phänomen Chirac unterschätzen. Ins­
besondere die KPF hat in ihrer Stellung­
nahme zur Kandidatur Chiracs gegen
d'Ornano diesen offenen Bruch als
reines bürgerliches Manöver abgetan,
das nur dazu dienen sollte, die Linke
zu verwirren und zu schwächen.

Damit wird übersehen. daß das Phäno­
men Chirac nicht nur objektiv. son­
dern auch subjektiv der sehr komplexen
Realität Frankreichs entspricht. Es be­
darf sehr genauer Analyse des Phäno­
mens Chirac, um dagegen anzukämp­
fen und es so schnell als möglich zu

zerstören. *
Yves Kobri, Paris

Ost-Tirnor:

DasVietnam
Indonesiens
Unter diesem Titel erschien am 27.
Jänner 1977 in "Le Monde" eine Stel­
lungnahme zur augenblicklichen Lage
in Ost-Timor /vg1. "Beispiel des indo­
nesischen Imperialismus", OL, Nr. 27,
September 1976/. deren Übersetzung
wir hier auszugsweise wiedergeben.
Der Verfasser, Jose Ramos-Horta, ist
Mitglied des Zentralkomitees der
FRETILIN, Sprecher dieser Organisation
bei den Vereinten Nationen und Außen­
minister der Demokratischen Republik
Ost-Timor.

Die Redaktion

"Ein unbekannter Krieg - und dennoch
der bedeutendste Krieg in Südostasien
seit dem Ende der indochinesischen
Kriege - wütet in Ost-Timor. Unge­
fähr 25.000 indochinesische Soldaten
versuchen einen Volkswiderstand aus­
zulöschen.

Nach mehr als einem Jahr weitgespann­
ter Intervention, unterstützt von 15
Kriegsschiffen, 30 Hubschraubern
( ..• ), 14 Hercules-, Dakota- und
B-52-Bombern sowie 50 Panzern, kon­
trollieren die Indonesier weniger als
200/0 des Territoriums. Die Bevölkerung
von Ost-Timor hat unter der Führung
der FRETILIN einen Krieg des nationa­
len Widerstandes begonnen, der bereits
Rückwirkungen auf indonesisch West­
Timor und andere Gebiete des Archi­
pels zeitigt.

INO/SCHER

OZEAN ~
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Schließlich wird sich die Wahrheit
aufdrängen, denn der Krieg in Ost­
Timor geht weiter und das Regime
von Dj akarta wird nicht lange Zeit
der Opposition widerstehen können,
die in wachsendem Ausmaß seinem
faschistischen, korrupten und unfähigen
Wesen die stirn bietet. "

GE-Klub Graz
Dienstag, 22. März / 19.00 Uhr

Brockmanngasse 75

"Möglichkeiten der

Interessenvertretung

im öffentlichen Dienst"

Einleitung Prof. Hans Stadler

Guerillakampf. Die Indonesier kennen
das Gelände nicht, fallen leicht in
einen Hinterhalt und müssen einer
feindlichen Bevölkerung die stirn

bieten.
Der Leser mag vielleicht an der Klar-

heit der Forderungen der FRETlLIN
zweifeln. Aber es gibt ein Mittel für

die Welt, die Wahrheit kennenzuler­
nen. Die FRETILIN fordert die indo­
nesische Regierung auf, die Luft­

und Schiffsblockade aufzuheben. Die
Beobachter der Vereinten Nationen,
das Internationale Rote Kreuz, die
Journalisten, die Vertreter der Kirchen
sollen die Möglichkeit bekommen,
sich frei auf dem Gebiet zu bewegen.
Aber natürlich, die Regierung von
Djakarta hat die Türen des Landes für
Ausländer und unabhängige indonesische
Journalisten geschlossen.Waffen aus portugiesischen Beständen

(NATO), den deutschen Gewehren
G-3 und Mauser, kurz- und weitrei­
chenden Geschützen, Bazookas und
einigen Fliegerabwehrkanonen gut aus­
gerüstet sind.

Das Gelände ist sehr gebirgig und die
Vegetation auf den Bergen im Landes­
inneren und an der Südküste ist dicht
- Straßen und Brücken wurden durch
zwei Regenzeiten und die Streitkräfte
der FRETILIN zerstört, deren Taktik
es ist, alle möglichen Verbindungswege
zu zerstören, um den Vormarsch der
indonesischen Infanterie zu verlang­
samen.

Das Land ernährt sich selbst: Reis,
Weizen, Kartoffeln, Gemüse, Tapioka
(Stärkemehl aus Maniokwurzeln, Anm.
d. Red.), Fleisch (Büffel, Kühe, Zie­
gen, Schweine, Damwild etc.) und
Fisch. Die Situation ist ideal für einen

3. Die FRETILIN kontrolliert 850/0 des
Landes und der Kampf ist sehr ausge­

dehnt.

4. Die indonesischen Truppen üben

die Kontrolle über 150.000 Personen
aus (die Bevölkerung Ost-Timors be­
trägt nach der vom Amt für den natio­
nalen Wiederaufbau der FRETILIN
durchgeführten VolksZählung mehr als
800.000).

2. Die Diebstähle, Raubüberfälle, Ver­

gewaltigungen, die Inbrandsetzungen

von Häusern, deren sich die indonesi­

schen Truppen schuldig gemacht haben,
haben eine massive Opposition gegen
Vorschläge zur Eingliederung ins indo­
nesische Staatsgebiet hervorgerufen.

Die indonesischen Luftstreitkräfte haben
Dörfer in den Bergen des Landesinneren,
die für die Infanterie unerreichbar
sind, angegriffen, indem sie Napalm,
Fntlaubungsmittel und andere Gift­
stoffe versprühten.

Im Dezember führte Indonesien Waffen
in den Kampf, welche die Wirkung
von Stalinorgeln übertreffen.

Berichte, die Djakarta (die indonesi­
sche Hauptstadt, Anm. d. Red.) gün­
stig gesinnt sind, bestätigen die An­
schuldigungen der FRETILIN bezüglich
der indonesischen Grausamkeiten. Ein
streng vertraulicher Bericht, welcher
durch Flüchtlinge an die australische
Presse gelangte und von welchem be­
hauptet wird, er sei von kirchlichen
Vertretern, die das Gebiet besichtigt
hätten, vorbereitet worden, enthält
folgende Punkte:

1. Mindestens 60.000 Personen, haupt­
sächlich Frauen und Kinder, wurden
seit der Invasion Ost-Timors durch
Indonesien am 7. Dezember 1975
massakriert .

5. Fände ein wirkliches Referendum
statt, das Volk würde die FRETILIN
wählen.

Ich möchte gerne "offensiv links" für ein Jahr ahonniert>r,

NAME ...•.•..•..•••••••.••.••.••••....••.•..••...

1040 WIEN, BELVEDEREGASSE 10 schicken.

Heute setzt das faschistische Regime
von Dj akarta, unterstützt von den Ver­
einigten Staaten, seinen Offensivkrieg
gegen die Demokratische Republik
Ost -Timor fort und setzt sich so gröb­
lich über die Resolution der General­
versammlung und des Sicherheitsrates
der Vereinten Nationen hinweg. Die
Streitkräfte von Ost-Timor zählen
15.000 Soldaten (darunter 1.000 Frauen
und 1. 000 Studenten), welche gut
ausgebildet und mit automatischen

ADRESSE .•..•.••...•.•.•.••.•.•..•..•.......•..•..

BERUF ALTER .

Der Preis beträgt für das Inland: S 50, - (inkl. Porto)
für das Ausland: S 50, - (exkl. Porto)

Bitte ausschneiden und an die Adresse:

,
I

L . . ._~~. __ ._- --__ ._. --- - -- - -- .. _:
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Hochschulreform :

Von der Elite
zur Massen­
universität

Die Entwicklung der Hochschule nach
1945 ist gekennzeichnet durch ihre
Wandlung von der Elite- zur Massen­
universität. Während der Phase des
Wiederaufbaus (Restauration des Ka­
pitalismus) bestand in erster Linie ein
Bedarf an Facharbeitern und Industrie­
arbeitern. Die Universität genügte
den Anforderungen der damaligen
Situation, ihre Funktion lag haupt­
sächlich in der ideologischen Absi­
cherung der Restauration in Österreich.
(Verhinderung fortschrittlicher An­
sätze im Bildungsbereich, z. B. Ein­
führung der "Einheitsschule", Alter­
nativvorst eIlungen zu bürgerlichen
Lehrinhalten. )

Das "österreichische Wirtschaftswun­
der", also die langanhaltende Kon­
junkturperiode, sichert die ökonomi­
sche Stabilität. Die Eingliederung in
den Weltmarkt, günstige Investitions­
möglichkeiten und die Politik der
Sozialpartnerschaft waren die Basis
für eine fast störungsfreie Akkumula­
tion des Kapitals und damit auch für
den steigenden Wohlstand. Auf dieser
gesellschaftlichen Grundlage und
durch die Produktionsumstellungen
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und -erweiterungen (sowie der begin­
nenden Expansion des tertiären Sek­
tors) expandiert der gesamte Ausbil­
dungsbereich (Verdopplung der Zahl
der Inskribierten von 1956-1962).

Um die relative Rückständigkeit
Österreichs gegenüber anderen kapita­
listischen Staaten auf dem Ausbildungs­
und Forschungssektor zu überwinden,
beginnt der Staat Anfang der sechzi­
ger Jahre mit der Reform dieses Be­
reichs (1962 Schulreform: Einführung
der HTL, "Öffnung der Mittelschulen;
Errichtung des Ludwig-Boltzmann-In­
stitutes und des lHS (Institut für höhere
Studien). "Ausschöpfung der Bega­
bungsreserven", "Chancengleicheit"
wurde damals geboren).

Diese Faktoren bewirken Ende der
sechziger Aüfang der siebziger Jahre
ein rasches Ansteigen der Studenten­
zahlen bei vorerst noch unveränderten
Hochschulstrukturen: Ordinarienherr­
schaft (Lehr- und Forschungsinhalte,
Berufungen), Freiräume für die Stu­
denten (WahImöglichkeiten, gerin­
gerer Leistungsdruck), ein Lehrange­
bot, das eher an Idealen wie Persön-

lichkeitsentwicklung, denn an im

Beruf und in der Konkurrenz am Ar­
beitsmarkt verwertbarem Wissen orien­
tiert ist.

Die Hochschulreform soll die Anpas­
sung der Strukturen an die geänderte
Funktion und die organisatorische

Bewältigung der gestiegenen Hörer­
zahlen ermöglichen, sie ist Ausdruck
der Einführung der industriellen Pro­
duktionsweise an den Hochschulen.

Die Einführung straffer studienordnun ­
gen ("Verschulung"), der Druck durch
die Fristensetzungen sollen die einge­
setzten finanziellen Mittel effektivie­
ren, das Augenmerk wird auf leicht
verwertbares Wissen gelegt (Änderung
der Studienordnungen, als "Entrümpe­
lung" den Studenten schmackhaft ge­
macht), der Aufbau neuer Studien­
richtungen (Sozial- und Wirtschaft s­
wissenschaften) und die Einführung
von Kurzstudien sollen dem veränder­
ten Bedarf an Akademikern Rechnung
tragen. Die Autonomie der Professo­
ren wird eingeschränkt, die Macht
beim Ministerium zentralisiert (Beru­
fungen, Studienordnungen, Lehrauf­
träge, Einführungen der Universitäts­
direktoren als höchste Beamte an den
Hochschulen, Verschärfung des Ord­
nungsrechts - der Rektor kann politi­
sche Veranstaltungen untersagen.)
Weiters brin3t die Hochschulreform
den Ausbau der studentischen "Mitbe­
stimmung ", die Studenten dürfen ihre
Uni "mitreformieren " und "mitdemo­
kratisieren ", zu ihren eigenen Ungun­
sten allerdings, wenn man den Illusio­
nen über die Reformierbarkeit der
Uni die Realität des Hochschulbetriebs
entgegenhält .

Die Linke und die
Hochschulreform

Einleitend ist zu sagen, daß die Pro­
fessoren der Hochschulreform , der
Einschränkung ihrer Privilegien mehr
Widerstand entgegensetzten als die
Studenten (die linken mitinbegriffen);
die Organe der Arbeiterschaft (Arbei­
terkammer, ÖGB) befürworteten weit­
gehend die Reform.

Der studentische Widerstand gegen
die Hochschulreform entzündete sich
vor allem an den Auswirkungen der
Reform auf den unmittelbaren Studien-



betrieb, wie der drastischen Erhöhung
der pflichtstundenanzahl, der Erhö­
hung des Leistungsdruckes durch die
Fristen, der Reglementierung des Stu-

diums, durch die vorgeschriebene
Reihenfolge der Lehrveranstaltungen
und der Einschränkungen der Wahl­
möglichkeiten, den verschärften An­
meldebedingungen etc.

Daß es nirgends gelang, die Verschär­
fungen ernsthaft und längerfristig zu
blockieren, liegt zum Teil an der
organisatorisch -taktischen Abwick­
lung der Reform: Die Durchsetzung
der Reform in mehreren Stadien, die
Setzung der verschiedenen Maßnah ­
men durch verschiedene Gremien und
Instutionen, die ungleichzeitige Ein­
führung der Verschärfungen in den
verschiedenen Studienrichtungen und
Fakultäten zersplitterte einen mögli­
chen breiten Widerstand.

Durch die gleichzeitige Institutionali­
sierung der studentischen "Mitbestim­
mung" wurde außerdem der Unmut
kanalisiert und in unwirksame Bahnen
abgelenkt.

Auffallend ist auch, daß es nicht ge­
lang, über undifferenzierte Ableh­
nung ("weg mit ... ") hinauszukom ­
men. Charakteristisch ist hier, daß
die Argumentation gegen die Hoch­
schulreform immer auf einer Ebene
"des Beklagens der Subsumtion der
Lehrinhalte unter das direkte Kapital­
verwertungsinteresse " stecken blieb
und oft Gefahr lief, den status quo
der Hochschule zu idealisieren und
die Aufrechterhaltung von Freiräu­
men unbegründet zu lassen.

Die Entwicklung
der Basisgruppen

Schon in den Jahren 1970/71 bildeten
sich an den einzelnen Instituten In­
stitutsgruppen (IG's), die zum Ziel
hatten, vom unmittelbaren Handlungs­
zusammenhang die studenten zu poli­
tisieren' um damit den Widerstand
gegen die Hochschulreform zu organi­
sieren. Die Gefahr des Steckenblei­
bens war die Chance für "Kader"­
Organisationen, die mit einem ge­
zielt allgemeinpolitischen Anspruch
auftraten, die IG's zersplitterten und
zu einem Feld ihrer Kaderrekrutierung
machten.

Die Hochschulpolitik der letzten Jahre
war geprägt von Fraktionskämpfen
der verschiedenen Organisationen,
die ihren Führungsanspruch in den ein­
zeInen Bewegungen durchsetzen woll­
ten. Die ÖH, die nach außen als die
Interessensvertretung der Studenten

auftritt, änderte tendenziell ihr poli ­

tisches Verhalten von reiner Service­

Leistung zu politischen Angriffen ge­
gen die SP- Regierung (siehe stipen­
dien, Stellungnahmen zur Hochschul­
reform). Seit einem Jahr ist die uni­
versitäre Öffentlichkeit durch das
verstärkte Auftreten der rechten Grup­
pen geprägt, die aufgrund starker
finanzieller Mittel eine Meinungsbil­
dung vorantreiben, die den "Privile­
gien des Akademikers" entspricht.
Einerseits vertreten sie die Politik

verstärkter Serviceleistung, die von
der ÖH angeblich nicht geleistet
wird, andererseits repräsentieren sie
die ständische Interessensvertretung
der Studenten, die sich gegen "Prole­
tarisierungstendenzen" ("Akademiker­
schwemm e ") richtet. So eine Politik
kann in einem Stadium der Hoch­
schulreform, das durch verstärkten
Konkurrenz- und Leistungsdruck ge­
prägt ist, der individuellen Interes­
sensdurchsetzung bestens entsprechen.

In dieser politischen "Landschaft"
haben sich auf den verschiedensten
Uni -Instituten seit ca. einem Jahr
Basisgruppen gebildet. Die Entste­
hungsgeschichte und Ausgangsbasis
der einzelnen Basisgruppen sind ver­
schieden. Gemeinsam ist ihnen nur,
daß sie eben Basisgruppen sind, und
der Versuch, die konkreten Erfahrun­
gen am Institut zu verallgemeinern.
Die Koordinierung für ein politisches
Handeln ist deshalb so schwer, weil
ihre bloße Existenz noch keine "Ge­
meinsamkeit" darstellt. Gleichzeitig
begann deshalb eine verstärkte theo­
retische Diskussion, die zwischen den
Basisgruppen und auch zum Verhält­
nis zur BfS inhaltliche Divergenzen
hervorbringt.

Die Existenz von Basisgruppen kann
nicht nur als praktisch -politische
Kritik an der falschen Politik vorhan­
dener linker Organisationen aufgefaßt
werden, sie muß auch auf objektive
Faktoren rückgeführt werden, da ja
Politisierung auch an abstrakten In­

halten möglich ist (siehe Vietnam
und Kambodscha).

Aufgrund all dieser offengebliebenen
Problemstellungen muß die Diskussion
weitergeführt werden, wobei der mo­
mentan herrschende Diskussionsstil
eher dazu beitragen kann, die Basis­
gruppen wieder zu isolieren.

Herbert AUinger/Sabine Stadler/

Wolfram Seidler *
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In eigener Sache:

Ergebnis der Fragebogenaktion

In den Nummern 28 und 29 unserer
Zeitung haben wir, wie sich hoffent­
lich noch alle erinnern können, einen
Fragebogen beigelegt, um unsere
Leserinnen und Leser zu ergründen
sowie deren Meinung.

Hier ist nun die Auswertung.

Wir erhielten 6,40/0 der ausgeschickten
Fragebögen ausgefüllt zurück. Nach
den Gewohnheiten bürgerlicher Sozial­
wissenschaft ist ein derartiger Rück­
lauf üblich und wird als gültig, d. h.
als aussagekräftig, angesehen.

Wie nicht anders zu erwarten wohnen
780/0 der Rücksender in Wien, 120/0 in
den Bundesländern, wobei Salzburg
mit 50/0 an der Spitze liegt.

Zu unserem Leidwesen stehen 230/0

Leserinnen 770/0 Lesern gegenüber, die
die Fragebogen ausgefüllt haben.

Die altersmäßige Aufteilung ergibt
folgendes Bild:

bis 20 Jahre sind 50/0

20 -25 Jahre 430/0

25 - 30 Jahre 310/0

30 -35 Jahre 120/0

35 -40 Jahre 60/0

über 40 Jahre 20/0

das fehlende Prozent gab das Alter
nicht an.
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Die berufs- und branchenmäßige Auf­
teilung hat uns einige Schwierigkeiten
bereitet. Wir haben geteilt in Studen­
ten und Werktätige, wobei letztere
wieder in Arbeiter und Angestellte und
akademische Berufe gegliedert wurden.
Dies erfolgte aufgrund der angegebe­
nen Tätigkeit, wobei z. B. ein Beam­
ter, gleichgültig ob er ein Akadem i­
ker ist oder nicht, unter Angestellte
eingereiht wurde. Das ergab:

39 % Studenten und
60 % Werktätige, von denen

22 %Arbeiter
540/0 Angestellte
24 %Akad em iker sind.

Von den Studenten studieren:

je 14%Geschichte, Germanistik,

Publizistik und Politologie;
je 11 %Philosophie und Medizin;

je 8 %Psychologie, Jus, Soziologie

und Romanistik;

je 50/0 Volkswirtschaft, Pädagogik,

Mathematik und Anglistik.

Der Rest verteilt sich auf andere Stu­
dienrichtungen (wobei durch Haupt­
und Nebenfach Mehrfachnennungen
möglich sind).

Die Werktätigen sind auf so viele Be­
rufe und Branchen aufgeteilt, daß die

Nennung zuviel Platz einnähme.

Dafür konnten wir feststellen, daß von
den Werktätigen

16 % in einem Betrieb bis
10 Beschäftigte,

17 % in einem Betrieb von
11-50 Beschäftigten,

16 % in einem Betrieb von
51-100 Beschäftigten,

43 % in einem Betrieb über
100 Beschäftigten, arbeiten.

340/0 der Einsender sind Mitglieder der
Bewegung für Sozialismus, woraus er­
sichtlich ist, daß nur knapp ein Vier­
tel der Mitglieder Fragebögen ausge­
füllt haben, was uns sehr kränkt.

140/0 der Gewerkschaftlichen Einheit,
26 %anderer politischer Organisatio­
nen' wobei allein davon

21 %diversen SP-Organisationen
angehören.

42 %der Einsender gehören keiner Or­

ganisation an.

730/0 der Einsender lesen regelmäßig
Tageszeitungen, von welchen

47 %Kurier,
41 %Volksstimme,
40 %Arbeiterzeitung,
30 %Kronen- Zeitung,
23 %Die Presse
10 %Neue Zürcher lesen.

27 %tun dies nicht.

70 %lesen regelmäßig Magazine, wo­
bei davon

51 %Spiegel,
42 %Profil,
je 12 %Pardon und Zeit,

8 %Stern.

Das Wiener Tagebuch lesen regelmä­
ßig 550/0, selten 260/0, nie 160/0.

Die "alternative" lesen 28 %regel­
mäßig, selten 250/0, nie 450/0.

Andere linke Zeitungen lesen

64 % regelmäßig, selten 350/0, nie 20/0.

Von den regelmäßigen Lesern lesen

46 %Neues Forum
30 %Links
25 %Rotfront
16 %Arbeiterkampf



18 "/0 Klassenkampf
je 12"/0 Weg & Ziel und Zukunft
10 "/0 Konkret

8 "/0 AUF-Zeitung
je 7 "/0 rotpress und Mitbestimmungs­

information.

Nun zu unserer Zeitung:

Die "offensiv links" lesen
92 "/0 der Einsender regelmäßig,

7 "/0 selten.

Damit aber auch in der Diskussion über das
Konzept und die Gestaltung die Meinung der
einzelnen direkt an die Redaktion herangetra­
gen werden kann laden wir alle ein

40 "/0 lesen sie seit der ersten Nummer,
57 "/0 seit einem späteren Zeitpunkt
(was vor allem daran liegt, daß die
Fragebogen aus vertriebstechnischen
Gründen hauptsächlich an Abonnenten
zugingen).

50 "/0 lesen alles,
47 "/0 nur einzelne Artikel, hiebei
lesen

eher innenpolitische Themen 14 "/0
außenpolitische Themen 9 "/0
gesellschaftspolitische Themen 19,,/0,
nach interessantem Titel richtet sich
es bei 31 "/0.

Der Stil in dem geschrieben wird er­
scheint
71"/0 gut lesbar oder lesbar,

8 "/0 zu kompliziert,
3 "/0 zu primitiv.

Die graphische Gestaltung erscheint
65 "/0 übersichtlich,
16 "/0 nicht übersichtlich.

Karikaturen werden für 51 "/0 genügend,
für 23"/0 zu wenig, für 4"/0 zu viel ver­
wendet.

Gelesen wird die Zeitung weil sich

82,,/0 Gegen- bzw. Zusatzinformation
zu anderen Medien,

26 "/0 Informationen zu bestimmten
Sachgebieten,

50 "/0 Stellungnahmen der föj IBfS,

17 "/0 theoretische Strategieartikel,
5"/0 anderes (z. B. Lust am Lesen,

Unterhaltung, Karikaturen),
erwarten.

ausgefüllt wurden.)

Weitere Anmerkungen und Kritik
schrieben insgesamt 57 "/0 der Frage­
beantworter hinzu.

Bei einer groben Rasterung lassen sich
aus diesen Anmerkungen folgende
Schwerpunkte herauslesen; wobei die
Wünsche einander oft widersprechen:

qualitative Inhaltsverbesserung,
stilistische und Layout -Verbesserung
im Sinne der Vermeidung unnötiger
Schlampereien,
qualitative formale Verbesserung
(die das gegenwärtige Finanzkonzept
sprengen würde, vom Composer-Satz
bis zum Mehrfarbendruck),
volle Namensnennung der Autoren.

Noch zur Erläuterung, obwohl dies im
Fragebogen nicht gefragt wurde bzw.
aufscheint:

Seit März 1974, wo die Nr. 1 heraus­
kam, bis Februar 1977 (Nr. 31) wur­
den 34 Zeitungen hergestellt.

Hiebei wurden bis NI. 28 (weiter sind
wir beim Zählen bisher nicht gekom-

men) auf
688 Seiten
428 Artikel gebracht.

Von diesen Artikeln behandelten:
164 Innenpolitik,

57 Gesellschaftspolitik (Schule, Arena,
Inte IV iews und ähnliches) ,

31 Universität,
27 föj IBfS bzw. GE,
72 Europa,

4 USA,
55 Dritte Welt und
17 Übergangsgesellschaften .

Insgesamt wurden 230 Karikaturen und
88 Fotos verwendet.

Zeitung machen erfordert viel Arbeit
und außerdem gehen auch in der Re­
daktion oft die Meinungen auseinander,
was alles getan werden muß, um eine
gute linke Zeitung, die ankommt, her­
zustellen. Zur Erleichterung dieses Un­
terfangens haben wir diese Fragebogen­
aktion durchgeführt und beziehen das
Ergebnis in die Besprechungen des Zei­
tungskonzepts zur Verbesserung des

derzeitigen Zustandes ein.

Das. "offensiv links" kein Zentralorgan
ist, finden
55 "/0 gut,
10 "/0 wünschen mehr Stellungnahmen

der föj IBfS,

5 "/0 meinen das es ein Zentralorgan

sein sollte,

19 "/0 ist dies egaL

(Wenn sich beim Zusammenzählen
der Prozentzahlen, diese nicht auf
100"/0 ausgehen, liegt das daran, daß
nicht alle Fragebogen vollständig

am 25. März 1977 in den Club links
zur
LESERKONFERENZ
zu kommen, damit durch Kritik
und Vorschläge die Perspektive
der Zeitung gestaltet werden kann.

Die Redaktion
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Stichwortverzeichnis
derJah~änge1~4-76

Kunst siebe iuusik,l"ilr.t,Bilaentie ,:unst

Nahost 3/9,4/23.':/20,12/17,19/10,24/27
8.a. Israel

ParagURY 5/34

Peru 17/14,3(/21

17/5

27/14

20/23,23/15
28/16

Schule 2/14,24/9,24/10 s.a.Lehrer.Gesamt­

schule, Ganztagsschule

Schulunterrichtsgesetz 7/12

Slowenen 5/21,9/10,13/6,22/2 s.a.Minderhei-
tenfeetstellung

Sowjetunion 6/22,16/22,21/18,22/16,26/23
Sozialarbeit 17/19

Sozialgesetzgebung 24/3

"Sozialistische" Staaten 1/13,14/14 e .a.
einzelne Länder

Sozialpartnerschaft 1/4,2/9,4/7,14/1 s.a.
Gewerkschaftspoli tik

Spanien 1/17,2/20,6/16,11/16,15/16,18/12,

19/13,21/21.22/13,23/14,30/18
Spanischer Bürgerkrieg 27/12

Spanien-Solidari tät 18/14,27/26

Sparzinsen 4/5

Spittelberg 5/17,16/7,18/10

Sport 24/20 s.a.Olyr.tpische Spiele

SPö 9/5,18/1,20/1,23/1.27/:>

SPÖ-Linke 2/11,30/25

Steuern 4/1

Stipendien 20/29

Streiks 1/14,4/25,5/1,30/3

Studenten 2/24,3/6,4/26,9/23.18/19,19/21
s. a. Hochschulwahlen ,Stipendien

Südafrika 2/19,9/16,23/11,26/27,28/24

Südostasien 25/32 s .a. Kambodscha, 1a08,
'i'haihmd

Sahara

Schweden

Südtirol

Syrien

Polen 27/20

Portugal 2/19,4/18,5/30,6/16,7/19,11/14,13/14

14/12,15/14,17/6,18/15,19/16,20/16,

22/16,25/22,29/19
Portugal-Solidari tät 19/1,22/5

Frofi te 2/6

Publizistikstu:iium 22/22

Zeitungen 1/12,3/5,11/3,11/5,11/7,14/2,

20/14,21/10.21/11 ,25/27, 3C'/9
Zionismus 21/19 s.a.Nahost

Zivildienst 20/2,25/4

Zwei te Republik 15/1

Zuckerindustrie 9/1,11/4

Zypern 6/13,9/14

Ungarn 28/1e

Unilever 15/10

Universi täts-Organisationsgesetz 13/18

UIIO 14/2

Unternehmerstrategien 2/3,2/7 s. a. Profi t,
Arbei tshetze

Uruguay 5/33

USA 4/13,9/16,20/22,25/33,29/22,29/29,30/1'

Verkehr 25/8,26/1,26/3

Verstaatlichte 13/11,24/8,27/3,30/5

Vietnam 1/18,2/21,11/15,15/12,22/19
Vorlesungskritik 11/18,21/7

VSStö 30/25

Tariferhöhungen 20/6 s.a.Teuerung,Verkehr

Technokraten 25/12

Terrorismus 13/7,17/11,22/1,26/11 s.a.
Baader-r\~einhof

Teuerung 1/2,2/1,20/6.23/5 s.a.Inflation,
Tariferhöhlmgen

Thailand 1/10,24/30,29/22
Timor 27/17

Türkei 4/22,6/13,9/15

R,odesien 9/16,24/26

Ring Freiheitlicher 3tudenten 30/28

PfusCh 28/4

PharMaindustrie 26/12

Polizei ~iehc Innere Sicherheit

Wiener Kommunalpolitik 11/6,13/8,14/5, 27/~
s.a. Bauring, Verkehr

Wirtschaftskriminali tät 21/1

Wirtschaftsnobelpreis 29/18

s.a.Sport

S. a. A.rbe1tsplat:'.siche­
runE

Gastarbeiter 6/11,9/10,29/14,30/19
Ganz tags schule 25/10,26/10

Gemeinderatswahlen 14/5

Gesamtschule 27/7

Gesundhei tswesen 12/8,28/5,30/' s. a. Arbei ts­

tu:.fälle ,Ar7.te ,Phiirmaindustri e

Gewerkschaftspolitik 3/1,6/1,12/1,13/1,17/1,

18/4,20/10,21/1,30/35

Griechenland 2/20,4/23,6/13.9/14,17/17

GroSbri tannien 1/15,2/16,8/11, ~ 6/17,19/8
Guinea-Bis~8U 2/19

HaUSbesetzung 12/1

Hochschulassistenten 19/21,20/29,21/26,23/18,

25/3:>
Hochschulwahlen 1/9,13/20,14/7,15/18,2"/36.

26/31

Indien 3/10,4/24,16/20

Indischer Ozean 11/13

Indonesien 27/17

Inflation 11/ 1 s.a.~euerunf.

Innere Sicherheit 22/1,22/Beilage,29/1

Irak 2/19

Iran 2/19,1')/17,22/10

Irl~nd 5/28,9/12

Israel 24/26 S.8. Nahost

Italien 2/18,4/20,5/29,8/14,11/17 ,14/11,

16/19,20/23,26/21,27/14,29/25,30/31

Japan 3/11

Jugendzentren 4/14,12/1, 2H/3 s .a.Arena

Jugoslawien 6/20,7/14,7/18,8/16,11/17
.; unee-:';uropa-Studentenini tia tive( JES) 30/30

Justiz 17/3,21/1,23/5,29/11

KambOdscha 1/19,13/14,15/12,2: /21
Kameradschaftsbund 26/7

Kärnten 13/4,26/6 s.a. Slo·lOcnen

l:.irche 1/6,0/1,17/4,24/9

.i:~leiderbauer 3(,/8

i:olumbien 7/16

l\.orsika 3G/23

KPL 1i 13 , 7/5 ,9/7, 12/8

Krie~sverbrechen 1Y/6,21/3,21/:,28/7 3.a.
Hazis

Krise 2L/1,21/1~,24/1

KSZE 17/16

l:i tbesti' ,,,,une 2/8

Kor;ambique 2/19,4/18,7/17

kusik 20/16,30/14

Lan.J.tagSwahlen 8/8

Laos 1/19,22/21

Lateinamerika :/32,:2/8,24/28

Lehrer 5/12,16/1

Lehrerausbildung 11/20,26/29,29/8

Lehrlinge 2/14,5/12,18/5,24/7
Libanon 14/11,20/24,27/14

LIP 1/14,25/30

Lohnkampf 2/1,6/5,7/6,8/6,20/11,21/1,30/1

l":ationulratswahlen 18/1

Nazis 12/10,1':V?,26/30 S.II.. Kriegsverbrecher:

Neo:. schi snus 13/19,20/7,26/30,30/28

Oelkonzerne 1/1,1/4,2/17.20/7
Olya..~ische Spiele 22/4,2?/B:...ila;;e

ORF 1/3,2/14, b(8 ,8/1 0

ÖVP 2/12,12/10,17/1,27/4,<'9/9

M"dagaskar 12/15
r.:assenmedien siehe ORF, Zei tungen

Mexiko 26/26

'lieter 5/20,8/9,9/10,16/11,20/14,24/6,25/9
b~inderheitenfeststellung 22/2,25/6,27/8,28/1,

3C/6 s.a.01owenen

EG 3/8

inergiekrise 1/1,1/2 s.a. tlkonzerne

Erziehung 29/12

Familienpolitik 14/3,24/11

,'ebruar 1934 1/8

Film 22/8,23/7
r'inanzausgleich 11/6

FPÖ 2/14,15/5,21/3,22/4,28/7 s.a.lleofasch:s­
Sr:lUS, RFS

Frankreich 3/7,3/11,4/22,5/2, ,6/17 ,12/12,

21/23,28/13,28/15 s.a. LIP

Frauen 1/5,11/9,13/16,14/4,24/13.25/13,26/16,
30/4 S. a.Abtrei bune, Fristenlösung

Fristenlösung 1/6,8/1, 11/R, 16/9,17/4,19/1 ,
20/8 s.a.Abtreibung,Frauen

Dänemark 4/2,-"

~DR 23/13
Diktatur des Proletariats 23/9

Dritte 'Iielt 3/10

Biermann 30/11

Bildende Kunst 6/10

Bolivien 1/16,11/14

BRD 1/17 ,2/18, 4/11,4/16, ,/29,8/13 ,11/16,

13/12,15/6 ,17/12,26/18,27/22,28/18,29/24

Budeet &/1

Bundesheer 12/9,13/1,16/1,25/1

Blilldespräsidentenwahl 4/9.5/10

"offensiv links"

Alltag 9/8

Angola 4/18,17/12,20/20,21/20

Antisemitismus 3/5
Arbei terkammer 2/6,6/1,7/1

Arbeiterkämpfe 24/19,26/9,27/3 s.a. Lohn­
kämpfe,Streiks

Arbei tersel bstvt:Twal tung 1/6 s. a .Mi tbestilll­
mung

Arbei tshetze 5/11

Arbeitsplatzsicherung 1/5,18/7

Arbei tsproduktivi tät 2/7

Arbeitsunfälle 25/19

Arbei tsverfassungsgesetz 1/4,2/8

Arena 26/4, 27/1,2B/Beil~ge,29/1

Argentinien 5/34,7/18,16/15,24/29

Ärzte 3/2,4/10,30/5
.A.ssanierungsgesetz 5/16

Äthiopien 2/19,7/15,9/17,12/16

Atomkraftwerke 1:>/8, 20,14,22/6,24/22,29/1,

30/16,30/32

Aus1Hndss tudenten 2/23,5/2:> ,8/23,23/19

Baader-i>1einhOf-Gruppe 9/1,17/11,25/27

Bauern 7/1,8/20,9/22,23/4,23/7

Bauring 16/10

Beamte 24/4,29/7

Belgien 2/17
Ben.inpreis 1/1 s.a.Glkonzerne

Bergbau 3/4
Berufsverbote 16/1,21/9,26/18,29/30

Betriebsrats'I'Iahlen 18/4,19/;

Betriebsschlie13ungen 2/5,13/9 s.8. .Arbei ts·-
platzsicherung

Chile 1/8,1/16,2/20,2/22,5/32,6/18,8/19,

14/14,17/15

Chi 1 e-Solidari tät 4/20,1 fl/9, 20/15

China 3/11,11/14,24/17,25/28,28/20,29/26
Christiania 24/24

CSSR 16/13

Nummer des Heftes / Seite

Abt"eibung 1/6,19/2,24/12 siehe auch
Fristenlösung

Alte Nummem noch vorrätig + Bestellungen beim Vertrieb 1040 Wien, Belvederegasse 10 oder telefonisch 65 19 52
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Kaunitz, Körner und die Arbeiterbewegung - lIona Duczynska

Programmänderungen vorbehalten!

t •

Literaturgruppe .""(1I1IS1stellt sich vor

Die Demokratie badet im Blut.Wolfgang Znidaric
liest aus seinem neuen Stück

arm und krank:die öffentlichen Spitäler in der Krise.
Einleitung Dipl:lng. Hannes Schmidl
eine Diskussionsveranstaltullg der GE

[S~~~~~@~[?~~~~~~Kritik,Vorschläge und Perspektiven

Eva Pilz singt, Kurt Winterstein und Harald
Huscava zupfen

offensiv links

Leu Gabriel zeigt neuestes Filmmaterial
aus Lateinamerika & Diskussion
Diskussion: HOlftosezualität in der
bürgerlichen Gesellschaft

1020 Wien, Odeongasse 1 (Ecke Große Mohrengasse), Telefon: 24 70 402

Geöffnet ab 19 Uhr * Diskussions- und Vortragsbeginn 20.00 Uhr

Freitag

Samstag

Samstag
2.4.

Samstag-

9.4.

Donnerstag

Freitag

26.3.

25.3.

1.4.
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